
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anwesenheitslisten  I - V 

Sprechregister Abgeordnete VI 

Sprechregister Sachverständige VII 
 

__________________ 

Zusammenstellung der Stellungnahmen  57 

Stellungnahmen 58 - 135 
 
 
 
 

Deutscher Bundestag  
15. Wahlperiode 
Rechtsausschuss 
(6. Ausschuss) 
 

Protokoll Nr. 80

 

P r o t o k o l l  
der 80. Sitzung  

  
  

am 11. Mai 2005, 
Berlin, Paul-Löbe-Haus, Raum 4300  

  
Beginn der Sitzung: 14.00 Uhr

 
  

 Vorsitz:  Andreas Schmidt (Mülheim), MdB 
 Dirk Manzewski, MdB  

  
 

Öffentliche Anhörung  

S. 1 -56Vermerk des Generalsekretariats des Rates

Vermerk des Generalsekretariats des Rates für die Gruppe "Wettbewerbsfähigkeit und 
Wachstum" 
  
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt  
Ratsdok.-Nr: 5161/05 













- VI - 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

Sprechregister Abgeordnete 
 
 
 
 

 
 
 

 Seite 

Michael Hennrich (CDU/CSU) 32, 44 

Sibylle Laurischk (FDP) 32, 33, 52 

Vorsitzender Dirk Manzewski (SPD) 20, 22, 23, 25, 27, 29, 31, 32, 
33, 34, 35, 38, 40, 41, 44, 45, 
46, 47, 48, 49, 51, 52, 53, 55 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 31 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim) (CDU/CSU) 1, 5, 6, 7, 10, 12, 15, 18, 20 

Andrea Astrid Voßhoff (CDU/CSU) 21, 44, 47, 51 
 



- VII - 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Sprechregister Sachverständige 
 
 
 
 

 

 

Seite 

Prof. Dr. Wolfgang Ewer 

Vizepräsident und Schatzmeister des Bundesverbandes der Freien Berufe, Berlin 

1, 29, 41, 44, 
45, 53 

Lothar Jünemann 

Vorsitzender Richter am Landgericht Berlin und Mitglied des Präsidiums des 
Deutschen Richterbundes, Berlin 

5, 27, 40, 46, 
53 

Dr. Erhard Keller 

Rechtsanwalt, Düsseldorf 

6, 49, 51, 52, 
54 

Prof. Dr. Helmut Köhler 

Lehrstuhl für Bürgerliches Recht und Handelsrecht, Gewerblichen Rechtsschutz und 
Urheberrecht sowie Privatrechtsvergleichung, Ludwig-Maximilians-Universität 
München 

7, 49, 54 

Prof. Dr. Peter Mankowski 

Stellv. Direktor des Seminars für ausländisches und internationales Privat- und 
Prozessrecht, Universität Hamburg 

10, 26, 38, 
45, 54 

Dr. Kurt Christian Scheel 

Leiter der Abteilung Recht, Wettbewerbspolitik und Versicherung des 
Bundesverbandes der Deutschen Industrie e. V., Berlin 

12, 23, 35, 
48, 55 

Dr. Thomas Westphal 

Rechtsanwalt, Bundesrechtsanwaltskammer, Berlin 

16, 34, 55 

Prof. Dr. Christian Wolf 

Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, Deutsches, Europäisches und Internationales 
Zivilprozessrecht, Universität Hannover 

18, 22, 23, 
33, 52, 55 

 
 



 1

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Liebe Gäste, liebe Sachverständige, ich 

freue mich sehr, dass Sie da sind und eröffne als 80. Rechtsausschusssitzung in 

dieser Legislaturperiode eine öffentliche Anhörung zu der so genannten „EU-

Dienstleistungsrichtlinie“. Ich würde vorschlagen, dass vereinbarungsgemäß in einer 

ersten Runde jeder Sachverständige ein Statement abgibt. Ich würde vorschlagen, 

Herr Prof. Ewer beginnt. Herr Prof. Ewer, Vizepräsident und Schatzmeister des 

Bundesverbandes der Freien Berufe Berlin, bitte, Sie haben das Wort. 

 

SV Prof. Dr. Wolfgang Ewer: Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Wenn ich das Wort 

Dienstleistungsrichtlinie höre, dann muss ich das eine oder das andere Mal an Kurt 

Tucholsky denken, der in einem bekannten Gedicht vom einerseits und andererseits 

gesprochen hat, und von dem kleinen Kompromiss, den man suchen müsste, der 

keine Kümmernis bringen würde. In der Tat ist mir bis jetzt fast keine Stellungnahme 

zur Dienstleistungsrichtlinie untergekommen, in der nicht einerseits betont wurde, 

man wolle den freien und ungehinderten Dienstleistungsverkehr innerhalb der Union 

und in der nicht in anderer Hinsicht deutliche Kritik an Strukturelementen des 

Richtlinienentwurfs insbesondere am Herkunftsland geübt worden ist. Diese Kritik gilt 

auch für die freien Berufe, also die über 81.500 Freiberufler, die wiederum 2,7 

Millionen Mitarbeiter beschäftigen, also in der Summe einen ganz wesentlichen 

Wirtschafts- und Arbeitsmarktfaktor darstellen. Grundsätzlich unterstützen die freien 

Berufe nicht nur Bestrebungen zur Erleichterung des Dienstleistungsverkehrs 

innerhalb der Union, sie begrüßen es auch ganz konkret, dass diverse Vorschriften 

des Entwurfs auf eine Stärkung der Qualitätssicherung abzielen, dass etwa im 

Interesse des Verbraucherschutzes das Erfordernis des Abschlusses einer 

ausreichenden Haftpflichtversicherung begründet und dass in den 

Erwägungsgründen ausdrücklich die wichtige Rolle der Berufsvereinigung und 

Berufsorganisationen, also auch der autonomen Berufsorganisationen – etwa der 

Kammern – anerkannt wird und ihnen bestimmte Aufgabenbereiche zugedacht 

werden; hierzu zählt der in Artikel 6 geforderte einheitliche Ansprechpartner in 

Behörden. Gleichwohl gibt es aus Sicht der freien Berufe substantielle 

Einwendungen gegen den Entwurf. Ich darf mich hier auf folgende Stichworte 

beschränken: Führen Sie sich bitte vorab vor Augen, dass wir umfängliche 

berufsrechtliche Regelungen im Bereich der freien Berufe haben und dass diese 

Regelungen nicht in erster Linie den Interessen der freien Berufe zu dienen bestimmt 
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sind, sondern sich der Sache nach als Verbraucherschutzregelungen darstellen. Das 

beginnt etwa bei strengen Berufszulassungsvoraussetzungen, die einhergehen mit 

teilweisen sanktionsbewährten Fortbildungsverpflichtungen. Sie sollen sicherstellen, 

dass im Interesse des Verbrauchers nur solche Personen, die über die erforderlichen 

Kenntnisse und Befähigungen verfügen, auch den Beruf ausüben. Das geht weiter 

bei Verschwiegenheitspflichten, bei Geboten zur Wahrung der Unabhängigkeit oder 

bei Geboten zur Wahrung von Interessenkollision. Ohne derartige Regelungen wären  

viele Menschen nicht bereit, sich einem Arzt oder Anwalt anzuvertrauen. Die Folgen 

würden nicht nur die Verbraucher treffen, sondern auch die Gesellschaft, wenn 

Menschen mit ansteckenden Krankheiten es unterlassen würden, sich ärztlich 

behandeln zu lassen oder wenn Konflikte nicht mit den Mitteln des Rechtes, sondern 

auf andere Weise ausgetragen werden würden. Solche Folgen, meine Damen und 

Herren, stehen aber aus unserer Sicht zu befürchten, wenn bestehende 

berufsrechtliche Regelungen dadurch ausgehöhlt werden würden, dass Leistungen 

im grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehr von Personen erbracht werden, 

die nicht vergleichbaren Regelungen unterliegen. So liegt es etwa auf der Hand, 

dass, und ich kann Ihnen nachher noch weitere Beispiele nennen, es etwa für die 

tierärztliche Versorgung zu bedenklichen Folgen führen würde, wenn die in 

Deutschland geltenden Beschränkungen für Tierärzte, Arzneimittel nur für einen 

konkreten Behandlungsfall abzugeben, nicht gelten würden, weil jemand aus einem 

Mitgliedstaat kommt, in dem der Tiermediziner sich zugleich gewissermaßen in 

großem Umfang als Arzneimittelhändler betätigen darf. Das liegt auf der Hand. Ich 

kann Ihnen viele andere Beispiele bringen. Stellen Sie sich vor, es wäre möglich, 

dass Rechtsberatung betrieben wird von Personen aus anderen Mitgliedstaaten, die 

dort nicht als Rechtsanwalt zugelassen sind, weil dort kein solches 

Rechtsberatungsmonopol besteht. Ähnliches gilt für steuerberatende Berufe. Das 

könnte zu schwerwiegenden Beeinträchtigungen der Verbraucherinteressen führen. 

Ein Mittel zur Lösung dieses Problems scheint uns die grundsätzliche Herausnahme 

bestimmter Berufs- und Tätigkeitsbereiche aus dem Anwendungsbereich der 

Richtlinie zu sein. Sie wissen, dass Frau Gebhardt so etwas im Moment für den 

Gesundheitsbereich in Erwägung zieht. Es wird zu prüfen sein, ob dieser 

Nichtanwendungskatalog des Art. 2 Abs. 2 auch auf andere freie Berufe zu 

erstrecken ist. Ein anderes Mittel kann darin bestehen, dass zwar nicht die 

Anwendbarkeit der Richtlinie in toto, aber die Geltung des Herkunftslandprinzips 
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ausgeschlossen bzw. beschränkt wird. In diesem Falle wäre es aber wichtig, um 

etwa aus einem Beispiel in meinem Beruf zu bleiben, dass diese Beschränkung nicht 

nur berufs- und tätigkeitsbezogen erfolgt, d. h., dass nicht nur für das anwaltliche 

Berufsrecht sozusagen die Regelungen des Bestimmungslandes gelten, sondern 

dass auch sonstige Personen, die nicht gerade Anwälte sind, nicht unter Berufung 

auf das Herkunftslandprinzip eine Rechtsberatung betreiben können. Es kommt 

hinzu, dass es teilweise Widersprüche zwischen den Berufsrechten der einzelnen 

Länder gibt. Denken Sie bitte daran, dass in Deutschland sehr weitgehende 

Verschwiegenheitspflichten und Zeugnisverweigerungsrechte bei rechts-, steuer- und 

wirtschaftsberatenden Berufen bestehen und dass das in anderen Mitgliedstaaten - 

etwa in den Niederlanden – ganz anders ist. Da stellt sich die Frage: Kann der 

deutsche Steuerberater, der in den Niederlanden eine Aussage gegenüber den 

Steuerbehörden unter Hinweis auf deutsche Verschwiegenheitspflichten verweigert, 

nach niederländischem Recht belangt werden? Genießt das Herkunftslandrecht in 

einem solchen Fall Vorrangigkeit vor dem nationalen Recht des Ziellandes? Das sind 

alles Fragen, die viel besser in sektoralen Regelungen geklärt werden können als in 

einer so horizontalen und undifferenzierten Regelung wie der 

Dienstleistungsrichtlinie. Meine Damen und Herren, abschließend eine letzte 

Bemerkung, da das hier keine Verbandsanhörung, sondern eine 

Sachverständigenanhörung ist, und da ich mich nicht ausschließlich als 

Verbandsrepräsentant, sondern als Sachverständiger empfinde, möchte ich Ihr 

Augenmerk noch auf ein Aspekt lenken, der mir in der bisherigen Diskussion als zu 

kurz gekommen zu sein scheint. Das Herkunftslandprinzip wirft auch außerhalb der 

dargestellten Bereiche zahlreiche Probleme in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht 

auf. Ich will Ihnen das an einem Beispiel verdeutlichen. Stellen Sie sich vor, da ist ein 

Bauherr in einer kleinen Gemeinde, z. B. in Nordrhein-Westfalen, der möchte ein 

Haus bauen. Wegen des günstigen Angebotes beauftragt er damit einen 

Bauunternehmer aus einem anderen Mitgliedstaat. Dieser liefert als erstes die 

Materialen und lässt drei Stunden den Motor seines LKW laufen. Der Nachbar geht 

zum Bürgermeister und beschwert sich. Der schickt einen Mitarbeiter des 

Ordnungsamtes und er weist den Fahrer darauf hin, dass es nach § 11a des 

Landesemissionschutzgesetzes verboten sei, geräusch- oder abgaserzeugende 

unnütz Motoren laufen zu lassen. Der Fahrer lacht nur und sagt, davon habe er noch 

nie was gehört. Jedenfalls beim ihm zu Hause gäbe es eine solche Regelung nicht. 
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Der arme Ordnungsamtsmitarbeiter wird als erstes prüfen müssen, wie die 

diesbezügliche Rechtslage im Heimatland, Polen oder Tschechien, ist. Sollte sich die 

Auskunft des Fahrers als richtig herausstellen, so wäre es jedenfalls fraglich, ob das 

Laufen lassen des Motors verhindert werden kann oder nicht. Es ist nicht klar, ob 

derartige Vorschriften vom Herkunftsland erfasst werden oder nicht. Die Behörden 

anderer Mitgliedstaaten, z. B. Belgien oder Frankreich, haben da erhebliche Zweifel, 

ob das nicht unter das Herkunftslandprinzip fallen könnte. Ähnliches gälte, falls der 

Unternehmer auf den Gedanken käme, etwa in den Dachstuhl zur Wärmedämmung 

Mineralfasermatten einzubauen, die bei uns wegen kanzerogener 

Gefahrenbestandteile nicht zulässig sind. Auch hier ist fraglich, ob man das im 

Hinblick auf Artikel 17 Nr. 17 des Richtlinienentwurfs untersagen könnte und sagen 

könnte, das Herkunftslandprinzip gilt hier nicht. Das müsste dann zum Schutz der 

öffentlichen Gesundheit unerlässlich sein, bei reinen Vorsorgemaßnahmen ist das 

nicht zwingend der Fall. Nächster Punkt: Der Bauunternehmer verwendet uralte 

Maschinen, die schrecklichen Lärm machen, der nach den einschlägigen 

Vorschriften unzulässig wäre. Auch dagegen wird sich möglicherweise nichts 

machen lassen, weil er sich darauf berufen kann, dass nach Art. 16 Abs. 3 

Buchstabe g der Dienstleistungsrichtlinie die Behörden des Mitgliedstaates 

Anforderungen zur Verwendung von Ausrüstungsgegenständen, die integraler 

Bestandteil der Dienstleistung sind, nicht machen dürfen, sofern diese 

Ausrüstungsgegenstände nur den Vorschriften des Herkunftslands genügen. Ich 

könnte die Sache fortsetzen, wenn Sie an nächtliche Arbeiten denken, die bei uns 

nach der Geräte- und Machinenlärmschutzverordnung verboten sind und ähnliches. 

Also, meine Damen und Herren, es scheint mir unverzichtbar zu sein, dass man in 

diesen Bereichen eine klarstellende Regelung trifft, dass solche Vorschriften, die 

sozusagen keinen Dienstleisterbezug, sondern einen reinen Tätigkeitsbzug haben 

und für jedermann gelten, dass die nicht vom Herkunftsland erfasst sind. In diesem 

Punkt wäre es unerträglich, wenn hier eine Unklarheit fortbestehen würde. Ähnliches 

gilt nach meiner Überzeugung auch für den Bereich der Akkreditierung und der 

Verifizierung. Auch da muss eine solche Ausnahme gemacht werden. Zurück zu 

Tucholskys „einerseits und anderseits“. Ich hoffe, dass die vorstehenden Stichworte 

deutlich gemacht haben, dass einerseits in der Tat ein großes Interesse daran 

besteht, Hemmnisse gegenüber dem unionsweiten Dienstleistungsverkehr zu 

beseitigen und das andererseits aber ein erhebliches Gewicht nicht in erster Linie der 
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Dienstleister aus dem Bereich der freien Berufe, sondern der betroffenen 

Verbraucher und der Allgemeinheit besteht, dass hier nicht mit dem Rasenmäher des 

Herkunftslandprinzips gearbeitet wird, sondern dass sektorale Regelungen getroffen 

werden, die bereichs- und sachangemessen sind. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank. Jetzt erteile ich das Wort an 

Herrn Jünemann, Vorsitzender Richter am Landgericht Berlin und Mitglied des 

Präsidiums des Deutschen Richterbundes. 

 

SV Lothar Jünemann: Danke, Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren. Der 

Deutsche Richterbund hält grundsätzlich das Bestreben der EU, die 

Dienstleistungsfreiheit zu fördern und damit auch die Marktchancen für in der EU 

ansässige Dienstleister zu vergrößern, für förderns- und unterstützenswert. Dazu 

bedient sich der Richtlinienentwurf im Kern und im Wesentlichen des 

Herkunftslandprinzips, was in zweierlei Hinsicht Auswirkungen haben wird. Zum 

einen dahingehend, dass der Dienstleistungserbringer nur nach den Vorschriften des 

Herkunftslandes seine Dienstleistungen zu erbringen hat, was in seiner Tragweite 

möglicherweise derzeit etwas überschätzt wird, wenn man bedenkt, dass das 

Herkunftslandprinzip nicht zur Anwendung kommt in allen Verträgen, die mit 

Verbrauchern deschlossen werden, womit ein großer Teil aller Dienstleistungen vom 

Anwendungsbereich des Herkunftslandprinzips ausgeschlossen sind. Das zweite 

Problem sieht man im Zusammenhang damit, dass der Dienstleistungserbringer im 

Entsendestaat bei der Erbringung seiner Dienstleistung durch die Behörden des 

Herkunftslandes überprüft werden soll und diese die Einhaltung der für ihn geltenden 

Vorschriften überwachen sollen. Rein praktisch ist das momentan noch sehr schwer 

vorstellbar, wie die Behörden beispielsweise aus einem baltischen Staat die 

Dienstleistungserbringung in Spanien, Portugal oder in der Bundesrepublik 

Deutschland werden überwachen wollen. Die Regelungen zur Zusammenarbeit mit 

den Behörden des Entsendestaates sind zwar in dem jetzt überarbeiteten 

Richtlinienentwurf schon deutlich elaborierter als in ihrer ersten Fassung, aber immer 

noch dürften an dieser Stelle nicht unerhebliche Fiktionen auftreten, zumal bisher 

nicht richtig gewährleistet zu sein scheint, wie diese Zusammenarbeit institutionell 

abgesichert werden soll und auch durchgesetzt werden kann. Vielleicht darf ich mich 
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an dieser Stelle auf diese grundsätzlichen Ausführungen beschränken; zu den 

Details, insbesondere zur Umsetzung, kommen wir dann später.  

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank, Herr Jünemann. Jetzt spricht 

zu uns Herr Dr. Keller, Rechtsanwalt aus Düsseldorf. 

 

SV Dr. Erhard Keller: Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Ich bin hier als 

Sachverständiger, weil ich als Anwalt auf dem Gebiet des gewerblichen 

Rechtsschutzes und des unlauteren Wettbewerbs tätig bin. Ich kann hier auch für die 

GRUR sprechen, auch wenn es keine Verbandsanhörung ist. Die GRUR ist die 

Deutsche Vereinigung für den deutschen Rechtsschutz und Urheberrecht. Die 

Position ist abgestimmt und wird auch von der GRUR unterstützt. Meine 

Stellungnahme ist auf dem Bereich des Lauterkeitsrechts und auf den Bereich des 

Herkunftslandprinzips beschränkt, insoweit die Dienstleistungsrichtlinie hier gilt. 

Bekanntlich ist der Anwendungsbereich der Dienstleistungsrichtlinie recht weit; sie 

erfasst sämtliche Dienstleistungen gegenüber Unternehmen und gegenüber 

Verbrauchern mit wenigen Ausnahmen, Art. 2. Für alle diese Dienstleistungen, 

soweit sie vom im EU-Ausland ansässigen Dienstleistern erbracht würden, würde 

künftig eben das Herkunftslandprinzip gelten. Der Dienstleister transportiert sein 

Heimatrecht mit in das Tätigkeitsland. Diese Tätigkeit wird bei uns normalerweise 

durch das UWG kontrolliert. Weil aber in der Dienstleistungsrichtlinie keine 

Sektorausnahme vorgesehen ist, wie z. B. für die Gewerbeschutzrechte oder für die 

Urheberrechte, würde auch für die Tätigkeit eines im EU-Ausland ansässigen 

Dienstleisters hier in Deutschland das Recht seines Heimatlandes alleine gelten und 

es wäre deswegen nicht mehr möglich, dessen werbendes Verhalten, seine gesamte 

Werbung, aber auch die gesamte absatzfördernde Tätigkeit dieses Dienstleisters 

nach deutschem Lauterkeitsrecht zu beurteilen. Es müsste vielmehr in jedem Falle 

überprüft werden, wenn ein beanstandenswertes Verhalten vorliegt, wie das 

Heimatrecht des jeweiligen Dienstleisters dieses Verhalten beurteilt. Ich darf Ihnen 

als auf dem Gebiet praktisch tätiger Anwalt sagen, dass ich das für mehr oder 

weniger unmöglich halte, selbst wenn mittlerweile sehr ordentliche Kommentare auf 

dem Markt existieren, die eine Andeutung darüber geben, wie das Heimatrecht in 25 

EU-Mitgliedstaaten beschaffen ist. Ich halte es aber für unmöglich, sich in kurzer Zeit 

eine relativ gewisse Grundlage über das Rechtssystem und die rechtlichen Normen 
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im Heimatland zu verschaffen. Das gilt nicht nur in Bezug auf die rechtlichen 

Grundlagen. Es ist vielleicht noch relativ einfach, die jeweiligen gesetzlichen 

Bestimmungen zu ermitteln, aber wenn Sie bedenken, dass es nicht allein auf die 

gesetzlichen Bestimmungen ankommt, sondern auch auf die Auslegung und 

Handhabung dieser Bestimmungen durch Behörden und Gerichte in dem jeweiligen 

Heimatland, dann halte ich es für unmöglich, die Rechtslage innerhalb vertretbarer 

Zeit zu ermitteln. Denken Sie bitte an den alten § 1 UWG bei uns: „Wer im 

geschäftlichen Verkehr zum Zwecke des Wettbewerbs Handlungen vornimmt, die 

gegen die guten Sitten verstoßen, kann nach Unterlassung Schadenersatz in 

Anspruch genommen werden.“ Da gab es eine Kommentierung über 1000 

Randnummern dazu im Kommentar Baumbach/Hefermehl.  Das wäre natürlich dem 

jeweiligen Dienstleister nahe zu bringen. Die Dienstleistungsrichtlinie sieht nur vor, 

dass allgemeine Informationen erteilt werden und natürlich keine Beratungen im 

speziellen Einzelfall erfolgen kann. Ich würde deshalb befürchten, dass ein Vorgehen 

im einstweiligen Verfügungsverfahren, was in diesem Bereich besonders wichtig ist, 

praktisch ausscheidet. Auch ein Vorgehen im Hauptsacheverfahren würde sich 

schwieriger gestalten, weil im Zweifel letztendlich ein Gutachten vom Max-Planck-

Institut in Hamburg oder von einer anderen renommierten Institution eingeholt 

werden müsste, wie denn das jeweilige Heimatrecht beschaffen ist. Das Gutachten 

ist zeitaufwendig und teuer. Das Hauptsacheverfahren würde nach meiner 

Schätzung und Erfahrung bestimmt ein Jahr dauern bis dann mal irgendwo ein 

Spruch getroffen werden kann. Diese praktischen Auswirkungen würde ich 

befürchten. Nicht helfen würde aus meiner Sicht die in der Richtlinie vorgesehenen 

Informationspflichten nach Art. 7 und die Amtshilfe nach Art. 35. Ich bin in einer 

internationalen Anwaltskanzlei tätig und kann Ihnen glaubhaft versichern, dass es 

schon manchmal langwierig ist, selbst Kollegen, die einem wohlgesonnen sind, dazu 

zu bringen, über bestimmte Rechtsfragen Auskunft zu geben. Ich prognostiziere, 

ohne irgend jemand zu nahe treten zu wollen, dass die Informationsrecherche und 

das Amtshilfeverfahren, die bisher in der Dienstleistungsrichtlinie vorgesehen sind, 

allein schon aufgrund der vorhandenen sprachlichen Barrieren nicht zügig 

funktionieren werden. Deswegen ist dieses Informationssystem – gestatten Sie mir 

das zu sagen – ein gut gemeinter Ansatz und die Kommission hat sich Mühe 

gegeben, dies differenziert auszubilden, aber ich würde befürchten, dass es in der 

Praxis nicht funktionieren kann. Es kommt ein zweiter Umstand hinzu: Es ist nicht nur 
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das ausländische Recht in alle Verästelungen zu ermitteln, sondern es ist auch 

zweifelhaft, ob überhaupt anspruchsbefugte deutsche Stellen vorhanden sind. Nach 

deutschem Lauterkeitsrecht können Unlauterkeiten abgestellt werden durch 

Mitbewerber, durch Verbände, insbesondere durch Verbraucherverbände. Es ist 

zweifelhaft, ob das überhaupt geschehen kann, dazu wird Prof. Köhler in seiner 

Stellungnahme sprechen. Fazit: Ich befürchte dass tatsächlich das Angebot von im 

EU-Ausland ansässigen Dienstleistern, die ihr Heimatrecht hier mittransportieren, 

faktisch nicht kontrolliert werden kann. Es wäre eine faktische Rechtsschutzsperre 

vorhanden, und dass deswegen erhebliche Verschlechterungen des 

wettbewerbsrechtlichen Schutzes für Verbraucher und für Mitbewerber vorhanden 

wäre. Es wäre auch daran zu denken, dass natürlich eine Inländerdiskriminierung 

vorhanden wäre, weil selbstverständlich deutsche Anbieter oder die Anbieter im 

jeweiligen Tätigkeitsort ihren jeweiligen Rechtsregime unterliegen und dort 

wahrscheinlich effektiv und schnell an die Zügel genommen werden können. 

Empfehlung: Der Deutsche Bundestag sollte darauf hinwirken, dass das 

Lauterkeitsrecht, von dem ich spreche, ausgenommen wird aus dem 

Anwendungsbereich der Dienstleistungsrichtlinie und quasi gleichgestellt wird mit 

Urheberrechten und anderen gewerblichen Schutzrechten. Es würde auch, so habe 

ich es in meiner Stellungnahme am Ende hinzugefügt, der „Keck“-Rechtsprechung 

entsprechen, wo der EuGH es den nationalen Regelungen überlässt, die Modalitäten 

eines Warenverkaufs, hier umgesetzt die Modalitäten einer 

Dienstleistungserbringung national zu regeln, wenn sie nicht diskriminierend erfolgt, 

und sowohl Ausländer als auch Inländer gleichermaßen getroffen werden. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim):Vielen Dank, Herr Dr. Keller. Jetzt hat das 

Wort Herr Prof. Dr. Köhler, Lehrstuhl für Bürgerliches Recht und Handelsrecht, 

Gewerblichen Rechtsschutz und Urheberrecht sowie Privatrechtsvergleichung, 

Ludwig-Maximilians-Universität München. 

 

SV Prof. Dr. Helmut Köhler: Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Ich kann mich 

weitgehend dem anschließen, was Herr Keller schon gesagt hat. Es ist noch viel 

schlimmer, als Herr Keller es ausgeführt hat, denn es gilt nicht nur das materielle 

Recht des Herkunftslandes des Dienstleistungserbringers, sondern Art. 16 Abs. 2 der 

Richtlinie sieht vor, dass auch ausschließlich der Herkunftsmitgliedstaat selbst dieses 
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Verhalten des Dienstleistungserbringers kontrollieren soll. Da wird es natürlich 

schwierig. Denn, Herr Keller hat schon ausgeführt, das Wettbewerbsrecht, das 

Lauterkeitsrecht steht und fällt mit seiner raschen Durchsetzung. Wenn eine 

Werbeaktion nicht innerhalb kürzester Frist unterbunden ist, dann läuft sie von selbst 

aus, dann braucht man hinterher nicht mehr nachzutrotten. Diese rasche 

Durchsetzung ist in keiner Weise gewährleistet, wenn man erst die Behörden des 

Heimatstaates des Dienstleistungserbringers aktivieren muss, um dort tätig zu 

werden. Die Schwierigkeiten beginnen schon bei der Feststellung, welchem Land der 

Dienstleistungserbringer angehört, der irgendeine unlautere Maßnahme trifft, wenn 

er eine Zeitungsanzeige schaltet oder Telefonanrufe startet. Sie müssen erst einmal 

herausbringen, woher er kommt. Dann müssen Sie weiter herausbringen, was er für 

eine ladungsfähige Anschrift hat. Hier kommt erschwerend hinzu, dass in Art. 16 

Abs. 3 der Richtlinie sogar vorgesehen ist, dass die Mitgliedstaaten nicht einmal den 

Dienstleistungserbringer verpflichten dürfen, in ihrem Hoheitsgebiet eine Anschrift 

oder eine Vertretung zu haben oder eine dort zugelassene Person als 

Zustellungsbevollmächtigten zu wählen. Sie können ihn also an Ort und Stelle nicht 

mal mehr identifizieren. Selbst wenn es gelingt – ich nehme das Beispiel eines 

ungarischen Dienstleistungserbringers in Deutschland – selbst wenn Sie 

herausbringen, wo er in Ungarn seinen Wohnsitz hat, dann müssten Sie jetzt den 

ungarischen Wettbewerbsrat, das ist die dort zuständige Behörde, bitten, gegen 

diesen Mann vorzugehen. Es ist nicht davon auszugehen, dass der ungarische 

Wettbewerbsrat der deutschen Sprache so weit mächtig ist, d. h., Sie müssten 

wahrscheinlich für eine Übersetzung der entsprechenden Dokumente sorgen. Jetzt 

können Sie sich vorstellen, wie lange das schon dauern wird. Dann können Sie erst 

dort beantragen, ein Verfahren einzuleiten. Ich brauche das jetzt nicht weiter 

auszuführen. Ich will nur sagen, faktisch führt dieses Regime, das die Kommission in 

§ 16 Abs. 2 einführen will,  zu einer absoluten Rechtsschutzverweigerung gegenüber 

den deutschen Verbrauchern, den deutschen Verbraucherorganisationen und den 

deutschen Mitbewerbern und den deutschen Mitbewerberorganisationen. Deshalb 

meine Empfehlung, genauso wie Herr Keller es ausgesprochen hat, das 

Lauterkeitsrecht sollte vom Geltungsbereich des Herkunftslandprinzips 

ausgenommen werden. Vielen Dank. 
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Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank, Herr Prof. Köhler. Jetzt hat 

das Wort Prof. Dr. Mankowski, Stellv. Direktor des Seminars für Ausländisches und 

Internationales Privat- und Prozessrecht, Universität Hamburg. 

 

SV Prof. Dr. Peter Mankowski: Meine Damen und Herren. Es folgt der dritte in der 

Reihe, der sich nicht einmal vom einerseits zum andererseits versteht, sondern dem 

Herkunftslandprizip kritisch gegenüber steht. Und zwar aus ganz grundsätzlichen 

Gründen, die man rechtsökonomisch nennen kann. Welche Anreize haben wir 

nämlich bei den Herkunftslandbehörden, dass diese auch wirklich effektiv regulieren? 

Aus deren Sicht ist das Verhalten auf einem Auslandsmarkt wunderbar. Umso 

besser, wenn man dann bei der eigenen Wirtschaft durch liberale Regulierung die 

Zügel frei lässt. Es bestehen keine Anreize zu regulieren. Im Gegenteil bestehen 

Anreize zu einer liberalen, exportfördernden Politik. Die „Kleinigkeiten“ 

Übersetzungen, Zuständigkeitsklärungen usw. seien mal ganz ausgeklammert. Man 

kann sich sehr gut vorstellen, dass Staaten, die Dienstleistungen im großen Umfang 

exportieren, überhaupt kein Interesse daran haben, ihren Unternehmen im Ausland 

Zügel anzulegen. Behörden haben nur knappe Ressourcen. Sollen sie die 

verwenden für Auslandssachverhalte, bei denen sie größere Schwierigkeiten haben 

an die Informationen heranzukommen? Bei denen sie im Zweifel auch schlechtere 

Sanktionsmöglichkeiten haben? Ein großes Fragezeichen. Ein großes Fragezeichen 

aber auch schon auf der politischen Ebene hinsichtlich der Regulierung. 

Exportförderung kann eine wunderbare Wirtschaftspolitik sein. Die Marktgegenseiten 

und die Konkurrenten auf den Märkten der Bestimmungsländer haben im politischen 

Diskurs des Herkunftslandes keine Stimme. Man kann also wunderbar liberale 

Regelungen treffen und liberal sein zu Lasten Dritter, die im Ausland die Nachteile zu 

spüren haben. Dieses entzieht der Herkunftslandkontrolle als einer ganz 

notwendigen Komponente des Herkunftslandprinzips den Boden. Das 

Herkunftslandprinzip besteht aus zwei Teilen: Prinzip der Herkunftslandkontrolle, das 

wird normalerweise in den Vordergrund gestellt, einerseits, und Verbot der 

Bestimmungslandkontrolle andererseits, aufbauend auf einem gegenseitigen 

Vertrauen und eine effektive Regulierung im Herkunftsland. Es bestehen Zweifel, ob 

so wirklich eine effektive Regulierung stattfinden wird. Nächster Kritikpunkt: Aus der 

Sicht meiner Teildisziplin, des internationalen Privatrechts, liegt das 

Herkunftslandprinzip quer zu einer ganzen Menge von Wertungen. Schon öfter 
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angeklungen ist die Frage, wie sollen denn Behörden oder Stellen in 

Bestimmungsländern mit Herkunftslandrecht umgehen? Betrachten wir es nur unter 

dem Kostenaspekt. Wir hätten hier eine erhebliche Durchsetzung der tertiären 

Kosten, Rechtsdurchsetzungskosten. Dazu sind wir vom Primärrecht her nicht 

gezwungen. Vom System des internationalen Privatrechts her kann man das 

Herkunftslandpinzip, zumal einer sektoriellen Richtlinie dieses umfassenden 

Zuschnitts überhaupt nicht empfehlen. Wir haben die gegenwärtig laufenden Projekte 

Rom I und Rom II. Zwei Verordnungen sind in Arbeit über das auf außervertragliche 

und vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht. Scheinbar hat die 

Zuständigkeit unterschiedlicher Generaldirektionen auf der europäischen Ebene die 

Koordinierung der Vorhaben nicht eben gefördert. Sektorielle Eingriffe sind 

Systemstörungen. Nimmt man die gerichtliche Zuständigkeit hinzu, haben wir eine 

Kombination von Bestimmungslandzuständigkeit, zumindest im Bereich der 

besonderen Gerichtsstände, zumindest bei Delikten einerseits, und 

Herkunftslandrecht andererseits, wenn wir das Herkunftslandprinzip einführen. Auch 

das passt nicht richtig. Über das Lauterkeitsrecht möchte ich mich gar nicht weiter 

verhalten, da kann ich ebenso nur sagen, es wird nicht funktionieren. Ein weiterer 

Punkt, der bisher nicht angesprochen wurde, der aber in den Tageszeitungen im 

Vorfeld des Gipfels vom 22. und 23. März eine erhebliche Rolle spielte, der Aspekt 

des Sozialdumpings bei Arbeitnehmern. Der Komplex „entsandte Arbeitnehmer“ ist 

vergleichsweise uninteressant, dessen nimmt sich Art. 24 des Entwurfs an. Dort soll 

alles beim Alten bleiben. Nun, dann haben wir die prominenten Fälle der polnischen 

Schlachtarbeiter in den deutschen Schlachthöfen mit der schönen Arabeske, wie mir 

ein Kollege erzählt hat, dass nicht wenige dieser polnischen Schlachter als englische 

Ein-Mann-Limiteds organisiert sein sollen. Hier geraten wir in dem 

Abgrenzungsbereich gleich dreier Grundfreiheiten: Arbeitnehmerfreizügigkeit, 

Dienstleistungsfreiheit und Niederlassungsfreiheit. Es wird Sie vielleicht aus dem 

Munde eines Kritikers des Herkunftslandprinzips wundern zu hören, dass wir dem 

schon durch sachgerechte Qualifikation Herr werden können. Was ein Arbeitnehmer 

ist, ist materiell zu bestimmen und da mag er sich noch hundertmal selbständiger 

Dienstleister oder „Limited“ nennen. Das ist eigentlich nicht das Problem, auch wenn 

es im Umfeld des Gipfels und bei dessen publizistischer Begleitung die lauteste 

Musik spielt. Letzte Worte dann gelten gegenwärtig nach dem Gipfel und der durch 

den Gipfel verursachten unklaren politischen Lage den kursierenden 
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Kompromissvorschlägen. Ein Kompromissvorschlag möchte kombinieren: Kontrolle 

im Bestimmungsland auf der Grundlage des Herkunftslandrechts. Dagegen spricht 

der Kostenaspekt und dagegen spricht auch die mangelnde Fähigkeit, Befähigung 

des normalen Beamten, dessen überhaupt gerecht zu werden. Das kann auch nicht 

wirklich funktionieren. Der prominenteste Alternativvorschlag ist der Gebhardt-Bericht 

mit dem Prinzip der wechselseitigen Anerkennung und auch dort sind Befürchtungen 

zu äußern. Was soll dieses Prinzip denn wirklich sein. Was wird da anerkannt? Diese 

Frage wird im Gebhardt-Bericht gar nicht ordentlich beantwortet. Verbirgt sich nicht in 

Wirklichkeit nolens volens hinter einem Prinzip der gegenseitigen Anerkennung doch 

wieder das Herkunftslandprinzip? Das Herkunftslandprinzip wird selber auch als 

Anerkennungsprinzip bezeichnet. Im Übrigen würde auch ein Prinzip der 

wechselseitigen Anerkennung nicht die Anreize für die Herkunftsländer beseitigen, 

lax zu regulieren. Auch dieser Kompromissvorschlag hat also viele Schwächen des 

Herkunftslandprinzips und zudem die weitere das sehr unklar ist, was ein 

Gegenstand sein soll und was sich hinter ihm eigentlich verbergen soll. Deshalb 

auch ein Plädoyer nicht nur gegen das Herkunftslandprinizip, sondern auch gegen 

eine Kompromisslinie – Prinzip der wechselseitigen Anerkennung.  

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank, Herr Prof. Mankowski. Jetzt 

Herr Dr. Scheel, Leiter der Abteilung Recht, Wettbewerbspolitik und Versicherung 

des Bundesverbandes der Deutschen Industrie.  

 

SV Dr. Kurt Christian Scheel: Vielen Dank Herr Vorsitzender, meine Damen und 

Herren. Ich komme mir schon fast als einsamer Rufer in der Wüste vor, wenn ich in 

den nächsten Minuten versuchen werde, ein wenig eine Lanze für die 

Dienstleistungsrichtlinie zu brechen. Damit Sie mich richtig verstehen, auch wir 

sehen in dieser Richtlinie ein erhebliches Verbesserungspotential und haben eine 

Reihe von Kritikpunkten, auf die ich gleich noch näher eingehen werde. Dennoch 

plädieren wir mit großem Nachdruck dafür, im Rahmen dieses Richtlinienprojekts 

auch die Chancen und nicht in erster Linie die Risiken zu sehen. Denn wovon reden 

wir denn im Sinne einer wirtschaftlichen Gesamtbetrachtung? 70 Prozent der 

Wertschöpfung in Deutschland werden durch Dienstleistung erzielt, aber nur 12 

Prozent des Exportes der deutschen Volkswirtschaft werden durch Dienstleistungen 

erzielt. Wenn Sie in der Industrie fragen, was sind die größten Hemmnisse für die 
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Wahrnehmung der Chancen des Binnenmarktes, nachdem im Rahmen der 

Binnenmarktagenda 1985 bis 1992 der Binnenmarkt für Produkte weitestgehend 

geschaffen worden ist, dann sind es die Hemmnisse im Dienstleistungsbereich. 

Gleichzeitig sind aber im Dienstleistungsbereich diejenigen Felder zu finden, in 

denen sich künftige Geschäftchancen für die Industrie verwirklichen. Wenn ein 

deutsches Unternehmen, beispielsweise ein hier in Berlin ansässiges Unternehmen, 

einen Aufzug nach Frankreich verkauft, mit dem nackten Material kann man vielleicht 

Geld verdienen – ich sage vielleicht -. Womit aber in der 

Unternehmensgesamtkalkulation Geld verdient wird, ist der gleichzeitige Verkauf der 

Wartung, der Schulung der Mitarbeiter, der Installateure, der Softwareupdates usw. 

also allem, was damit verbunden an verkaufsbegleitender Dienstleistung erbracht 

wird. Hier gibt es zahlreiche Hemmnisse, auch diskriminierende Hemmnisse, die aus 

unserer Sicht abgebaut werden sollten und hierzu leisten die Richtlinien den richtigen 

Beitrag. Wenn man liest, was ein deutscher Handwerker in Belgien für Dokumente 

vorzulegen hat: Haftpflichtversicherung, Unbedenklichkeitsbescheinigung von der 

Krankenkasse, der Unfallversicherung, des Finanzamtes, polizeiliches 

Führungszeugnis, Belege der Berufserfahrung, Meisterprüfung, das alles, wenn es 

im entsprechenden Landesteil ist, in flämischer Übersetzung. Hier bietet aus unserer 

Sicht die Dienstleistungsrichtlinie zahlreiche Chancen. Ich möchte darauf 

aufmerksam machen, die Richtlinie besteht nicht nur aus den Regeln zum 

Herkunftslandprinzip, sie besteht auch  - und das ist aus unserer Sicht ganz wichtig -  

aus Regeln, die die Mitgliedstaaten zur Abschaffung diskriminierender 

Genehmigungsanforderungen verpflichten, ihre Verwaltung zu vereinfachen, so 

genannte one-stop-shops einzurichten, die als einheitliche Ansprechpartner für die 

Dienstleistungserbringer dienen und entsprechende Informationen geben und 

Verwaltungsverfahren abwickeln können. Allein das wäre schon eine außerordentlich 

große Hilfestellung für die Industrie. Nun zum Herkunftslandprinzip. Worum geht es 

beim Herkunftslandprinzip in erster Linie? In erster Linie geht es doch beim 

Herkunftslandpinzip darum zu vermeiden, dass in Bezug auf die Aufnahme der 

Tätigkeit von Dienstleistungserbringern, dass -  was in Deutschland klassischerweise 

im Gewerberecht geregelt wird, und wir haben ein sehr liberales Gewerberecht in 

Deutschland - es nicht zu Doppelprüfungen, Verlangen von Doppelbescheinigungen, 

Doppelzulassungen und ähnlichem kommt. Manchmal ist es etwas schwierig, sich in 

Deutschland vorzustellen, was in anderen Mitgliedstaaten noch an diskriminierenden 



 14

Voraussetzungen nur für die Anmeldung eines Gewerbes möglich ist. Unter 

bestimmten Bedingungen müssen beispielsweise ausführliche 

Qualifikationsnachweise erbracht werden, es muss belegt werden, ob für ein 

bestimmtes Gewerbe ein Bedürfnis besteht usw. Da sind andere Mitgliedstaaten sehr 

phantasievoll und das ist aus unserer Sicht etwas, was zwingend durch das 

Herkunftslandprinzip zu beseitigen ist. Die einzige denkbare Alternative wäre eine 

vollständige Harmonisierung über den ganzen Bereich aller gegenwärtig auf den 

Markt befindlichen und in Zukunft vielleicht auf den Markt befindlichen 

Dienstleistungen. Dies scheint doch eine sehr große regulatorische Herausforderung, 

einer, der unter dem Gesichtspunkt von Bürokratieabbau und Deregulierung 

sicherlich nicht die Zukunft gehört. Nun wird immer wieder auf Schwächen des 

Herkunftslandsprinzips im Hinblick auf einzelne Sachverhalte hingewiesen und 

meine Vorredner haben das auch im Bezug auf einige Teilaspekte des 

Herkunftslandprinzips getan. Hier muss man zwei Teilsachverhalte auseinander 

halten. Ein großer Teil der Diskussion dreht sich um Dinge, die zumindest nach 

unserem Verständnis des Entwurfs aus dem Herkunftslandprinzip ausgeklammert 

sind. Das gilt beispielsweise für die gesamte Thematik für die Berufsqualifikation. 

Gerade heute wird diese Richtlinie im Europäischen Parlament behandelt; diese 

Richtlinie soll speziell gegenüber anderen Richtlinien sein, so dass der gesamte 

Bereich der Anerkennung von Berufsqualifikationen aus unserer Sicht vom 

Herkunftslandprinzip nicht tangiert wird. Inwieweit das Wettbewerbsrecht durch das 

Herkunftslandprinzip in Zukunft tangiert werden wird, bleibt abzuwarten. Keiner 

meiner Vorredner ist leider Gottes auf die Richtlinie über unfaire 

Wettbewerbsregelungen, die so genannte UCP-Richtlinie eingegangen, die aus 

unserer Sicht eine weitgehende Harmonisierung des Wettbewerbsrechts darstellt 

und insoweit aus unserer Sicht – wir hatten seinerzeit, als diese Richtlinie in den 

Anfängen war, auch dort das Herkunftslandprinzip gefordert, das ließ sich nicht 

durchsetzen, aber im Hinblick auf das materielle Wettbewerbsrecht sieht diese 

Richtlinie eine relativ weitgehende Harmonisierung vor, so dass wir das 

Spannungsverhältnis, so wie hier es teilweise skizziert worden ist, so scharf gar nicht 

sehen. Herr Ewer hat eine Reihe von Regelungen aus dem Umweltrecht genannt. Da 

ist es aus unserer Sicht in der Tat so, und dass ist aus unserer Sicht ein vernünftiges 

Verständnis des Art. 17 Nr. 17 als Ausnahme, dass sich in dem Moment, wo es 

Regelungen gibt, die auf die Besonderheiten der örtlichen Gelegenheit 
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beispielsweise der Gebäude abstellen, dass dort das Herkunftslandprinzip nicht gilt, 

also dem polnischen Dienstleistungserbringer könnte sehr wohl verboten werden, 

sein KfZ bei Nacht laufen zu lassen oder zu laut laufen zu lassen. Man darf auch 

nicht vergessen, dass es in diesen Bereichen im Umweltrecht oder auch im 

Arbeitsrecht schon viele harmonisierende Richtlinien gibt. Die Einrichtung von 

Baustellen ist europäisch harmonisiert, die Verwendung gefährlicher Stoffe ist 

europäisch harmonisiert, so dass es hier zu wesentlichen Lücken aus unserer Sicht 

gar nicht mehr kommt. Letztes Stichwort, bevor ich zum Ende komme, die 

Verwaltungszusammenarbeit. Auch hier gibt es zahlreiche Bedenken. Aus unserer 

Sicht ist die Frage, wie man mit der Tatsache umgeht, dass ein gegenseitiges 

Vertrauen - das wird man konzedieren müssen – zwischen den Verwaltungen der 

Europäischen Mitgliedstaaten derzeit nicht so besteht, wie es sein müsste. Sollen wir 

deswegen darauf verzichten, Regelungen zu finden, die zu einer besseren 

Zusammenarbeit, zu einer größeren Annäherung, zu einer besseren Harmonisierung 

führen sollen oder nicht? Aus unserer Sicht stellt der Artikel 37, der weit mehr ist, als 

eine bloße Amtshilfe, nämlich eine echte Verwaltungszusammenarbeit, hier eine sehr 

gute Grundlage dar. Er ermöglicht der Kommission ein Verfahren einzurichten, was 

es den Behörden im Mitgliedstaat, in dem die Dienstleistung erbracht wird und in 

dem der Dienstleistungserbringer sitzt, effektiv für die Durchsetzung der 

Anforderungen an den Dienstleistungserbringer zusammenzuarbeiten, so dass auf 

lange Sicht, wenn es funktioniert, wir davon ausgehen, dass die Überwachung 

besser sein wird, als sie heute ist. Und somit ist gerade dem Interesse an einer fairen 

und effektiven Überwachung aus unserer Sicht durch diese Richtlinie gedient. Die 

Erfahrung im Bereich der Produkte zeigt, dass eine solche 

Verwaltungszusammenarbeit funktionieren kann. Das Rapeckssystem im Bereich der 

Produktsicherheit ist aus unserer Sicht sehr effektiv, so dass bei allen Punkten, die 

aus unserer Sicht auch verbessert werden müssen – dazu gehört z. B. die 

Bereichsausnahme im internationalen Privatrecht, hier ist das internationale 

Privatrecht aus unserer Sicht ein angemessener Regelungsort und nicht die 

Dienstleistungsrichtlinie –, wir doch dafür eintreten, bei der Richtlinie die Chancen 

und nicht die Gefahren im Vordergrund zu sehen. Vielen Dank. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank, Herr Dr. Scheel. Jetzt hat 

Herr Dr. Westphal das Wort. Sie sprechen für die Bundesanwaltskammer Berlin. 
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SV Dr. Thomas Westphal: Vielen Dank, Herr Vorsitzender, meine Damen und 

Herren. Die deutsche Anwaltschaft befürwortet grundsätzlich den Richtlinienentwurf 

und das mit ihm verfolgte Ziel einer Liberalisierung des Dienstleistungsmarktes in 

Europa. Es besteht jedoch Anlass darauf hinzuweisen, dass der anwaltliche Bereich 

wie kaum ein anderer bereits umfassend durch europäische Richtlinien geregelt ist, 

nämlich die Rechtsanwaltsdienstleistungsrichtlinie, die Niederlassungsrichtlinie und 

die Diplomanerkennungsrichtlinie, die alle einheitlich in Deutschland im EURAG, dem 

Gesetz über die Tätigkeit europäischer Rechtsanwälte aus dem März 2000, 

umgesetzt worden ist. Diese sektoralen Richtlinien, die sich in der Praxis sehr 

bewährt haben, und auch weitgehende Akzeptanz im Berufsstand genießen, sollten 

hinsichtlich der in ihnen geregelten Sachverhalte dieser horizontalen Richtlinie 

Vorrang haben. Insofern stellt sich die im Berufsstand heftig umstrittene Frage des 

Einbezugs des Berufsstandes der Rechtsanwälte in die Richtlinie überhaupt. 

Grundsätzlich gilt hierfür, Rechtsanwälte erbringen Dienstleistungen und sie 

unterfallen per se der Zielgruppe des Richtlinienentwurfes, aber sind auch Organ der 

Rechtspflege und die Dienste, die sie erbringen, haben einen besonderen, dem 

Gemeinwohl verpflichteten Inhalt. Es dient dem Schutz des Mandanten und damit 

dem Verbraucherschutz, dass Rechtsrat nur erteilt und rechtliche Vertretung nur 

geleistet werden kann von Angehörigen eines hierfür besonders qualifizierten 

Berufsstandes, der besonderen Berufsregeln, der einer Berufsaufsicht und einer 

Kontrolle unterfällt. Ein Berufsstand der verpflichtet ist, sich fortzubilden und eine 

angemessene Haftpflichtversicherung bereitzustellen – um nur einige Punkte zu 

nennen. Es dient darüber hinaus der Funktion der Rechtspflege und der Realisierung 

des Grundsatzes auf Zugang zum Recht, wenn Rechtsanwälte, nur diese sind dazu 

verpflichtet, gehalten sind, auch befürftige und kostenarme Mandanten im Rahmen 

der Beratungshilfe außergerichtlich oder im Rahmen der Prozesskostenhilfe 

gerichtlich gegen Gebühren zu vertreten und zu beraten, die deutlich unter den 

gesetzlichen Wahlanwaltsgebühren liegen. Wenn sichergestellt ist, dass diese 

Besonderheiten des Berufsstandes gewahrt werden und insbesondere gewährleistet 

ist, dass die Vorschriften des Rechtsberatungsgesetzes – in Zukunft 

Rechtsdienstleistungsgesetzes – nicht umgangen werden können, ist gegen einen 

Einbezug der Rechtsanwälte in den Anwendungsbereich der geplanten Richtlinie – 

jedenfalls aus meiner Sicht – nichts einzuwenden. Nun zu einigen Punkten des 

Richtlinienentwurfes im Einzelnen. Soweit der anwaltliche Bereich betroffen ist, wird 
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der Entwurf in den allermeisten Punkten befürwortet. Dies gilt beispielsweise für den 

vorgesehenen einheitlichen Ansprechpartner, der die Rolle des verfassten 

Berufsstandes, der Kammern, würdigt und stärken wird, da nur die Kammern die 

Rolle dieses Ansprechpartners werden ausfüllen können. Auch wenn dort in der Tat 

Probleme absehbar sind – beispielsweise im Bereich der Haftung oder 

Haftungsgefahr. Befürwortet wird beispielsweise auch Art. 39 des 

Richtlinienentwurfes, der die Ausarbeitung gemeinschaftsrechtskonformer  

Verhaltencodices auf Gemeinschaftsebene fordert, ein Anliegen, welchem die 

Rechtsanwälte durch den Code of Conduct des Rates der Anwaltschaften bei der 

Europäischen Union längst nachgekommen sind. Diese so genannten CCBE –

Standesrichtlinien sind über § 29 der anwaltlichen Berufsordnung längst Bestandteil 

des deutschen Rechts geworden. Im Bereich der für die Niederlassung 

vorgesehenen unzulässigen Anforderungen im Richtlinienentwurf finden sich nach 

meiner Beurteilung überhaupt keine Berührungspunkte zum deutschen Berufsrecht; 

im Bereich der zu überprüfenden Anforderungen insgesamt drei, über die ich 

nachher, sofern gewünscht, etwas sagen kann. Vom Herkunftslandprinzip, welches 

nach der Vorstellung der Kommission für grenzüberschreitende Dienstleistungen 

gelten soll, sind diejenigen Sachverhalte, die der Europäischen 

Dienstleistungsrichtlinie für Rechtsanwälte unterfallen, grundsätzlich ausgenommen. 

Das heißt, dass europäische Anwälte, die in Deutschland ihre Dienstleistungen 

anbieten, die für die deutschen Rechtsanwälte geltenden Regeln hier zu beachten 

haben. Das entspricht dem geltenden Recht, § 27 Abs. 2 des EURAG. Nicht umfasst 

von dieser Ausnahmeregelung ist freilich die rechtsberatende Tätigkeit durch 

Personen, die der Rechtsanwaltrichtlinie nicht unterfallen. Also Personen, die in 

einem Mitgliedstaat Rechtsrat erteilen dürfen, aber eben nicht Rechtsanwalt sind. Als 

Beispiel wird hier immer Finnland genannt. Dort ist das wohl so der Fall. Für sie 

würde hierfür hiernach das Herkunftslandprinzip gelten mit der Folge, dass sie auch 

in Deutschland tätig werden dürfen, ohne den in Deutschland geltenden 

berufsrechtlichen Vorgaben entsprechen zu müssen. Dieser Punkt ist für die 

Bundesrechtsanwaltkammer nicht akzeptabel. Wir sprechen uns deshalb mit 

Nachdruck dafür aus, Art. 17 Nr. 7 des Richtlinienentwurfes dahingehend 

abzuändern, dass vom Herkunftslandprinzip allgemein die Erbringung 

rechtsberatender Dienstleistungen ausgenommen wird. Ende April hat in Brüssel 

eine Besprechung zwischen Vertretern unseres Berufsstandes und der 
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verantwortlichen Dame in der Europäischen Kommission, Frau Dr. Fröhlinger, 

stattgefunden. Sie hat bei Gelegenheit dieser Besprechung in Aussicht gestellt, dass 

sie sich auf einen solchen Kompromiss durchaus einlassen könnte. Indiskutabel aus 

anwaltlicher Sicht ist auch die unter Artikel 18 Abs. 2 Buchstabe c vorgesehene 

vorübergehende Ausnahme vom Herkunftslandprizip für die Aufnahme von 

Tätigkeiten zu gerichtlichen Beitreibungen von Forderungen. Nach dem 

Richtlinienentwurf sollen für derartige Tätigkeiten spätestens nach dem 1. Januar 

2010 das Herkunftslandprinzip gelten, sollten sich die Mitgliedstaaten nicht auf eine 

Harmonisierung dieses Bereiches verständigen. Das deutsche 

Rechtsberatungsgesetz oder Rechtsdienstleistungsgesetz fände dann für 

Inkassounternehmen anderer Mitgliedstaaten keine Anwendung mehr. Das erstaunt 

umso mehr, als der Europäische Gerichtshof in seinem Urteil „Reisebüro Bröde“ 

ausdrücklich festgehalten und unterstrichen hat, dass die Regelung des 

Inkassorechts Angelegenheit des jeweiligen innerstaatlichen Rechts ist. Aus unserer 

Sicht soll deshalb Art. 18 Abs. 2 des Richtlinienentwurfs Buchstabe c ersatzlos 

gestrichen werden. Auch diesbezüglich hat Frau Dr. Fröhlinger durchaus 

Kompromissbereitschaft signalisiert. Vielen Dank. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank, Herr Dr. Westphal. Jetzt Herr 

Prof. Wolf Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, Deutsches, Europäisches und 

Internationales Zivilprozessrecht, Universität Hannover. Sie haben abschließend das 

Wort. 

 

SV Prof. Dr. Christian Wolf: Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Ich werde den zentralen 

Punkt meiner Ausführungen auf ein Gebiet stützen, wo ich eigentlich die wenigste 

Sachkompetenz habe, nämlich das Strafrecht. Ich hoffe Ihnen vor Augen zu führen, 

dass dort aus meiner Sicht die größten Probleme liegen. Zunächst einmal zum 

Wirtschaftsrecht. Wirtschaftsrecht als dogmatisch abgeschlossene Materie gibt es 

nicht, sondern Wirtschaftsrecht setzt sich aus drei Teildisziplinen des Zivilrechts, 

öffentlichen Rechts und Strafrechts zusammen, die für die in der Wirtschaft Tätigen 

ein bestimmtes Level des Rechtsgüterschutzes verwirklichen wollen oder 

verwirklichen sollen: einerseits des Mitbewerbers und andererseits des Abnehmers. 

Wie der Mix zwischen strafrechtlichen, verwaltungsrechtlichen und zivilrechtlichen 

Vorschriften hinsichtlich des Rechtsgüterschutzes im Wirtschaftsrecht verwirklicht 
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wird, ist von Land zu Land verschieden und hat auch kulturelle Unterschiede. 

Nehmen Sie das Paradigma der Vereinigten Staaten auf der einen Seite und der 

kontinental-europäischen Tradition auf der anderen Seite. Wir haben ein striktes 

Verwaltungsgenehmigungskontrollsystem, während die Amerikaner sehr stark auf 

ein zivilrechtliches Haftungssystem setzen. Aber auch innerhalb der Europäischen 

Gemeinschaft sind die Anteile durchaus unterschiedlich verteilt, so dass bei einer 

Mischung mit Ausnahmeregelungen nach dem Herkunftslandprinzip immer die 

Gefahr besteht, dass das Niveau des Rechtsgüterschutzes unterlaufen wird. Das 

Hauptproblem der Richtlinie ist ja, dass die Richtlinie weitgehend nur in den Bereich 

eingreift, wo nicht harmonisiert ist. Die horizontale Wirkungsweise der Richtlinie setzt 

eine bestimmt flache Regelungstiefe sogar nach dem EGV voraus. Denn die 

eigentlichen Ermächtigungskompetenzen des EGV Art. 44 und Art. 42 sehen nur 

sektorale Richtlinien vor, nämlich für bestimmte Tätigkeiten. Nehme ich also die 

Ermächtigungskompetenz des EGV ernst, dann könnte ich nur Tätigkeitsspezifisches 

nach unten, also in der starken Regelungstafel, durchharmonisieren. Für horizontale 

Richtlinien habe ich im Kern nur die Ermächtigung des Art. 55 mit dem Verweis auf 

Art. 47, muss also zwangsläufig eine bestimmte Oberflächlichkeit bei der 

Harmonisierung anstreben, was ich mit dem Herkunftslandprinzip tue, denn ein 

Herkunftslandprinzip bräuchte ich nicht, wenn wir einheitliches EU-Recht hätten. Das 

ist sozusagen der Ausgangspunkt, dem sich die Kommission in ihrer Problematik 

gegenübersah. Nun zu meinen zentralen Punkt, auf den ich Sie aufmerksam machen 

wollte. Im Bereich des Wirtschaftsverwaltungsrechts finden wir so gut wie keine 

Vorschrift, die nicht an irgendeiner Stelle strafbewährt ist. Vergegenwärtigen Sie sich 

das bei Beck erschienene Lexikon des Nebenstrafrechts, was fünfbändig ist. Alle 

diese strafrechtlichen Sanktionsnormen des Wirtschaftstrafrechts oder des 

Nebenstrafrechts sind im Kern ausgestaltet als Blankettvorschriften. Das heißt, sie 

formulieren den Tatbestand, gegen den verstoßen wird, nicht selbst aus, sondern 

verweisen hinsichtlich des Tatbestands, gegen den verstoßen wird, auf bestimmte 

Normen des Wirtschaftsverwaltungsrechts. Sind die aber nicht mehr anwendbar 

aufgrund des Herkunftslandsprinzips, fällt im Kern die Strafbarkeit in sich zusammen. 

Denn für den aus Land A in Land B oder in Deutschland – für den Franzosen, der in 

Deutschland eine Dienstleistung erbringt – gilt aufgrund des Herkunftslandprinzips 

nicht mehr die deutsche Verwaltungsbestimmung, so dass er auch nicht mehr gegen 

den deutschen Straftatbestand verstoßen kann. Will man also hier für auffällige, 



 20

besonders sanktionswürdige Verstöße gegen das Wirtschaftsverwaltungsrecht nach 

wie vor den strafrechtlichen Schutz zur Verfügung stellen, bliebe im Kern nichts 

anderes übrig, als IPR-Verweisungswege in die Blankettstrafnormen aufzunehmen. 

Nun wissen wir alle, dass dem IPR dieser berühmte Raape’sche Sprung in das 

Dunkle vorhanden, d. h. wir verweisen auf Rechtsordnungen, die wir nicht kennen. 

Das mag im Zivilrecht im IPR funktionieren, im Strafrecht haben Sie bei einer 

entsprechenden Regelung mit Sicherheit die deutlichsten Probleme hinsichtlich des 

Bestimmtheitsgrundsatzes des Art. 103 GG. Auch von der Seite halte ich das 

Herkunftslandprinzip, so wie es momentan ausbuchstabiert ist, für hochgefährlich. 

Man muss sich das in dieser Hinsicht sehr genau anschauen, deshalb mein 

Plädoyer, um Ihre Zeit nicht über Gebühr in Anspruch zu nehmen: Man sollte den 

Weg fortschreiten, den der EG-Vertrag in der Systematik eigentlich anlegt, nämlich 

einer sektoralen Harmonisierung und nicht einer horizontalen Richtlinie, die 

zwangsläufig auf ein wie auch immer geartetes Herkunftslandprinzip abstellen muss. 

Vielen Dank. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank, Herr Prof. Wolf. Vielen Dank 

meine Herren für die Statements. 

Der Kollege Manzewski wird jetzt die Sitzungsleitung übernehmen, weil ich einen 

anderen Termin wahrnehmen muss. Ich bitte um Entschuldigung, aber er wird dann 

auch gleich eine entsprechende Struktur für die Fragerunden vorschlagen. 

 

Vorsitzender Dirk Manzewski: Vielen Dank, meine Herren Sachverständigen. In 

dieser Woche und in der nächsten finden verschiedene Anhörungen hier im 

Bundestag zu dem Thema Dienstleistungsrichtlinie statt. Dieses Thema ist derart 

umfassend, dass auch andere Ausschüsse hierzu eine Befragung durchführen 

wollen, weil das Thema für einen einzelnen Ausschuss zu umfassend wäre. Wir 

haben uns deshalb auch im Vorfeld auf zwei Themenkomplexe konzentriert und 

haben Sie dementsprechend eingeladen. Ein Themenkomplex umfasst die Frage, 

Kollision mit dem IPR und Auswirkungen auf die Justiz im weitesten Sinne. Der 

zweite Themenkomplex befasst die Frage, Kollision mit dem deutschen 

Lauterkeitsrecht. Wenn ich Ihnen diese beiden Themen so darlege, dann ist 

sicherlich klar, warum Sie hier heute eingeladen worden sind. Ich würde vorschlagen, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, damit die Sache nicht ausufert, dass wir uns 
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weitestgehend hierauf konzentrieren. Ich würde weiterhin vorschlagen, dass wir den 

Rest der Anhörung – also die Fragestunden – teilen, damit wir eine Systematik 

bekommen. Ich würde sagen, wir befassen uns eine Stunde lang, damit der 

Gesamtkomplex besser zu sehen ist, mit dem IPR und den Auswirkungen auf die 

Justiz und sodann mit der Frage nach der Kollision mit dem Lauterkeitsrecht. Die von 

Herrn Prof. Wolf vorgetragene Problematik hinsichtlich des Strafrechts haben wir 

bislang - jedenfalls ich - noch nicht so gesehen. Herr Professor, vielleicht könnte man 

dann noch ganz am Schluss zu diesem Zusammenhang Fragen stellen? Ich würde 

auch vorschlagen, dass jeder Kollege zunächst zwei Fragen an maximal zwei 

Abgeordnete stellen kann. Sind Sie damit einverstanden? Ja? Gut. Dann liegen mir 

bislang zwei Wortmeldungen vor. Meine, weil ich mich vorhin schon gemeldet hatte 

und die von Frau Kollegin Voßhoff. Meine Fragen würden sich richten an Herrn Prof. 

Mankowski und Herrn Prof. Wolf. Liebe Sachverständige, inwieweit würde Ihrer 

Auffassung nach das Herkunftslandprinzip mit dem IPR kollidieren? Würden Sie das 

bitte noch einmal darlegen. Meine zweite Frage wäre ebenfalls an die beiden 

Sachverständigen. Würden Sie mir Recht geben, dass man lieber – ich sage das mal 

so deutlich – die Finger vom IPR in diesem Zusammenhang lassen sollte, da dessen 

Rechtsanwendung nur verkompliziert werden würde und damit die 

Dienstleistungsrichtlinie sich eher kontraproduktiv auswirken würde? 

 

Andrea Astrid Voßhoff (CDU/CSU): Eine Frage haben Sie nun schon gestellt, das ist 

ja wunderbar, dann haben wir die schon auf den Weg gebracht. Ich hätte zum 

Verständnis noch eine Frage an Herrn Prof. Mankowski. Sie haben in Ihren 

schriftlichen Ausführungen gesagt, dass das Herkunftslandprizip mit dem 

Gemeinschaftsrecht der EU wohl unvereinbar sei oder nicht vereinbar sei. Vielleicht 

können Sie das bitte noch ausführen. Herr Jünemann hatte vorhin ein ganz kurzes 

Statement abgegeben, aber trotzdem würde ich auch Sie als Vertreter des 

Deutschen Richterbundes fragen, welche Auswirkungen Sie primär bei dem 

Herkunftslandprinzip auf die Justiz sehen und - jetzt habe ich noch eine dritte Frage, 

vielleicht ist mir die noch erlaubt – an Herrn Ewer und an Herrn Scheel. Herr 

Mankowski erwähnte vorhin auch noch die Überlegungen von Frau Gebhardt und 

von einigen anderen Personen, die Kontrolle der Dienstleistungen und der 

Einhaltung der Standards durch örtliche Behörden vornehmen zu lassen. Herr 

Mankowski hatte das so kritisiert mit dem Hinweis, das könnten die Beamten nicht, 
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wenn ich das mal so auf den Punkt bringen darf. Da würde mich interessieren, wie 

Sie die Auswirkungen sehen insbesondere auf freie Berufe.  

 

Vorsitzender Dirk Manzewski: Dann bitte ich Herrn Prof. Wolf anzufangen, und zwar 

er hatte eine Frage von mir. 

 

SV Prof. Dr. Wolf: Ich stimme darin mit Ihnen überein, dass man besser die Finger 

vom IPR lassen sollte, das hängt einfach damit zusammen, dass das 

Herkunftslandprinzip so holzschnitzartig im Entwurf drin steckt, und viele Fragen des 

IPR, wo Unteranküpfungsregeln wie z. B. das Vertretungsrecht oder das 

Geschäftsfähigkeitsrecht überhaupt nicht geregelt sind, wir also subsidiär auf das 

IPR zurückgreifen müssten. Nur um ein Beispiel der Problematik des IPR 

aufzuzeigen. Das Herkunftslandprinzip sagt, ich nehme das Recht meines 

Herkunftslandes mit. Stellen Sie sich vor, ein Unternehmen unterhält gleich große 

Schwerpunktdienstleistungsniederlassungen in Frankreich und Deutschland und 

erbringt aus beiden Dienstleistungsstandorten gleichmäßig verteilt die Dienstleistung 

in Italien. Welches Recht gilt dann? Auch dafür gibt uns der Entwurf noch nicht mal 

einen Ansatzpunkt einer Auslegung, wo die Tätigkeit den Schwerpunkt hat. Im IPR 

haben wir versucht, Regelungen für solche Konfliktfälle auszubuchstabieren. All 

dieses finden wir in dem Herkunftslandprinzip in seiner Schlichtheit nicht. Darüber 

hinaus führt natürlich auch das Herkunftslandprinzip in vielen Bereichen dazu, dass 

wir zu ganz unterschiedlichen Rechtssystemen im Inland kommen. Wir haben im 

Bereich des Gesellschaftsrechts, ob das jetzt so richtig ist oder nicht, aber wir haben 

dort mittlerweile diese Verfechtung des Herkunftslandprinzips, was zum Teil auch 

aus dem EG-Vertrag und den Primärfreiheiten abgeleitet wird. Es gibt eine neuere 

Entscheidung des BGH, die ich Ihnen mitgebracht habe, dort ist eine Limited 

Company in England gegründet und der Geschäftsführer haftet für die 

rechtsgeschäftlichen Verbindlichkeiten, obwohl die nur Geschäfte in Deutschland 

betreibt, nach englischem Recht. Das sind dann die Ergebnisse eines strikten 

Herkunftslandprinzips, d. h., sie haben nach außen auch keine Orientierung mehr, 

wenn sie in Deutschland mit einer nur in Deutschland tätigen Gesellschaft Verträge 

abschließen, ob deutsche Insolvenzsicherungsinstrumentalien noch greifen oder 

nicht. 
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Vorsitzender Dirk Manzewski: Können Sie noch grundsätzlich etwas sagen zur 

Kollision von Herkunftslandprinzip und IPR. Die Probleme, wann sie ganz konkret 

Kollisionen sehen. 

 

SV Prof. Dr. Wolf: Wo ich Ihnen die Kollisionen ganz konkret versucht habe vor 

Augen zu führen, sind erstens im Bereich der übrigen IPR-Regeln, also der 

Regelungsdichte, wo wir Unteranknüpfung haben, z. B. Stellvertreterrecht, 

Geschäftsfähigkeitstatut, Deliktstatut. In all diesen Punkten haben wir Kollisionen mit 

dem strikten Herkunftslandprinzip. Wir haben beim Deliktrecht das Tatortprinzip. 

Herkunftslandprinzip würde das Tatortprinzip überspielen. Darüber hinaus ist die 

Regelung eben, was den grenzüberschreitenden Verkehr anbetrifft, wenn es aus 

mehreren Niederlassungen in einem dritten Land erbracht wird, auch nicht 

hinreichend durchbuchstabiert. Es ist schlicht und ergreifend eine zu strikte 

Regelung. Man sagt immer scherzhaft: Wie viele Paragraphen hat das IPR? – 38. 

Warum es für 38 Paragraphen eine eigene Disziplin geben kann? Nach dem 

Herkunftslandprinzip, hätten wir es auf einen Paragraphen reduziert.  

 

Vorsitzender Dirk Manzewski: Herr Dr. Scheel, Sie hatten eine Frage von Frau 

Voßhoff.  

 

SV Dr. Kurt Christian Scheel: Die Frage, Frau Voßhoff bezog sich darauf, wie die 

Zusammenarbeit der Behörden nach dem Richtlinienentwurf funktionieren soll und 

ob es da aus unserer Sicht Verbesserungspotential gibt. Aus unserer Sicht ist die 

Zusammenarbeit der Behörden, gerade weil sie dazu beiträgt und beitragen muss, 

das Herkunftslandprinzip funktionsfähig zu machen, von zentraler Bedeutung. Aus 

unserer Sicht stellt in der Tat die Praxis der Zusammenarbeit eine große 

Herausforderung dar. Der Richtlinienentwurf, so wie er von der Kommission 

vorgelegt worden ist, gibt aber eine ausreichende Handhabe, das System zu 

organisieren. Der Richtlinienentwurf geht nicht davon aus, wie das manchmal in der 

Presse so schön dargestellt wird, dass die Kontrolle einzig und allein in dem Staat 

erfolgt, in dem der Dienstleistungserbringer seinen Sitz hat, unabhängig davon, wo 

der Dienstleistungserbringer seine Dienstleistung erbringt. Sondern er geht davon 

aus, dass in beiden Staaten die Behörden miteinander kooperieren. Die Behörde in 

dem Mitgliedstaat, in dem der Dienstleistungserbringer aktiv tätig ist, darf nach wie 
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vor Maßnahmen ergreifen, um beispielsweise in Bezug auf auch aus seiner Sicht 

rechtswidrige Verhaltensweisen die notwendigen Tatsachen zu ermitteln und er darf– 

so lautet die Formulierung in Art. 19 der Richtlinie – er darf sogar Maßnahmen 

ergreifen, die für den Schutz der öffentlichen Ordnung erforderlich sind. Das heißt, in 

dem Moment wo, um das Beispiel von Herrn Prof. Ewer aufzugreifen, hier der 

polnische Bauarbeiter auf einer deutsche Baustelle eine Wand hinstellt, die dem 

deutschen Verordnungsrecht nicht entspricht, also den einschlägigen Normen, was 

die Standfestigkeit usw. betrifft, dann wird diese Baustelle eben geschlossen. Und 

zwar sofort und nicht von polnischen, sondern von der deutschen Behörde. Der Art. 

37 sieht dann ein Verfahren der Zusammenarbeit vor, das es erlaubt, die 

Informationen anzufordern, die die Behörde dann weiter braucht, um weitergehende 

Maßnahmen zu veranlassen, oder aber die Behörde in dem Mitgliedstaat des Sitzes 

des Dienstleistungserbringers dazu zu veranlassen, eine bestimmte und zwar eine 

konkret vorgeschlagene Maßnahme zu ergreifen. Da wird eine E-Mail geschickt und 

gesagt, wir erwarten von dir, Behörde, im Herkunftsmitgliedstaat, dass du bitte diese 

und jene Maßnahme ergreifst, und zwar bis zum. Kopie davon geht an die 

Kommission und die Kommission hat die Möglichkeit, den Mitgliedstaat, der diese 

Maßnahme ergreifen soll, aufzufordern, dass auch zu tun und das ganze 

sanktionsbewährt. Das heißt, das Argument von Herrn Prof. Mankowski, was 

motiviert denn jetzt den Herkunftsmitgliedstaat hier gegen die in seinem eigenen 

Mitgliedsland ansässige Firma Maßnahmen zu ergreifen, ist meines Erachtens zu 

kurz gegriffen. Umgekehrt wird ein Schuh daraus. Nämlich, dass die Behörden in 

dem Staat, in dem der Dienstleistungserbringer seinen Sitz hat, aus unserer Sicht 

gerade besonders motiviert sind, Maßnahmen zu ergreifen um sicher zu stellen, dass 

die Glaubwürdigkeit des eigenen Verwaltungsvollzugs und auch der Kontrolle der 

eigenen Dienstleistungserbringer so ist, dass die eigenen Dienstleistungserbringer 

besonders vertrauenswürdig sind und, weil sie vertrauenswürdig sind, in anderen 

Mitgliedstaaten die entsprechenden Geschäftschancen haben. Das ist jetzt übrigens 

nicht irgendwo in Lobbyistenhirnen ausgedacht, sondern das ist die Erfahrung, die 

wir gemacht haben mit der Schaffung des Binnenmarktes für Produkte. Wo es eine 

Diskussion gab Mitte der 80-iger Jahre ganz ähnlich wie heute, wo gesagt worden 

ist, das gibt ein Race to the bottom und alle Mitgliedstaaten werden versuchen, sich 

zu unterbieten bei der Schaffung der entsprechenden Regelungen zur 

Produktsicherheit. Ich kann Ihnen sagen, wir haben das intensiv diskutiert, der Ärger 
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kam häufig bei uns an, das Gegenteil ist passiert. Die Mitgliedstaaten haben sich 

gegenseitig überboten bei dem Versuch, bei der Durchsetzung der Produktsicherheit 

möglichst stringente Maßstäbe anzulegen, um auf diese Weise nicht nur den eigenen 

Markt sauber zu halten, sondern gleich die entsprechenden Maßnahmen auch über 

die eigenen Grenzen ergreifen zu können. Durch das eben schon angesprochene 

Rapeckssystem ist es heutzutage so, dass in dem Moment, wo das 

Gewerbeaufsichtsamt München-Stadt eine Untersagungsverfügung wegen einer 

unsicheren Haushaltsleiter ergreift, 48 Stunden später diese Haushaltsleiter in ganz 

Europa vom Markt ist. Das ist aus unserer Sicht eine ganz wesentliche 

Voraussetzung für das Funktionieren des Binnenmarktes, dass so etwas möglich ist 

und schnell möglich ist, um es mal anders zu sagen als die Herren Vorredner: wir 

können in der Richtlinie nichts erkennen, was der Erreichung dieses Ziels im Weg 

steht. Ganz im Gegenteil. Wenn man Art.37 genau liest und sich anschaut, welche 

Möglichkeiten der Mitgliedstaat, in dem die Dienstleistung erbracht wird, hat. Er kann 

einstweilige Maßnahmen treffen, er kann die Tatsachen feststellen, welche 

Möglichkeit hat die Behörde in dem Staat, wo der Dienstleistungserbringer sitzt? Er 

muss nach Europarecht angemessene Sanktionen ergreifen. Zur Not müssen eben 

im eigenen Recht auch strafrechtliche Sanktionen eingeführt werden, wenn es noch 

keine gibt, um dem ja nicht unberechtigten Bedenken von Herrn Prof. Wolf zu 

entsprechen. Und die Kommission hat die Möglichkeit, jeden Mitgliedstaat, der sich 

diesem System verweigert, zur Räson zu ziehen durch entsprechende Anordnung, 

die dann zur Not eine unmittelbare Wirkung haben könnten, wie wir es auch aus der 

Produktsicherheitsrichtlinie kennen, zu veranlassen, entsprechende Maßnahmen zu 

ergreifen. Aus praktischer Sicht gibt es da sicherlich viele Fragen zu klären, was die 

EDV betrifft, was die Übersetzungen betrifft, was die Geschwindigkeit des ganzen 

Systems betrifft, dazu kann ich nur sagen, unsere Erfahrungen aus dem Bereich der 

Produktsicherheit ist die, das sind zwar Schwierigkeiten, aber es sind keine 

unüberwindbaren Hindernisse und aus unserer Sicht ist es ein Element des 

Binnenmarktes, dass eine Behörde in Bayern genauso gut mit einer Behörde in 

Österreich zusammenarbeitet wie mit einer Behörde in Brandenburg. Das ist das, 

was die Richtlinie erreichen soll und was sie auch erreichen kann.  

 

Vorsitzender Dirk Manzewski:Ich danke Ihnen sehr. Ich begrüße in unserer Mitte den 

Parlamentarischen Staatssekretär im Justizministerium, Herrn Alfred Hartenbach, der 
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sich auch noch ein wenig Zeit genommen hat, auch wenn er mir gerade mitgeteilt 

hat, dass er nicht bis zum Ende bleiben kann. Trotzdem, Herr Staatssekretär, vielen 

Dank, dass Sie sich Zeit genommen haben. Ich gebe dann weiter an Herrn Prof. 

Mankowski. Sie hatten Fragen von der Kollegin Voßhoff und von mir.  

 

SV Prof. Dr. Peter Mankowski: Sehr geehrte Frau Voßhoff. Art. 3 Abs. 1 Buchstabe g 

EG-Vertrag will einen nicht verzerrten Markt herstellen. Mit dem Herkunftslandprinzip 

verzerren wir aber gerade die Spielbedingung auf den Märkten der 

Bestimmungsländer, in dem dort jetzt jeder sein Heimatrecht mitbringt. Außerdem 

besteht zumindest, da sind wir wieder beim Lauterkeitsrecht, in dem Bereich eine 

Kollision mit dem Verbraucherschutzgedanken des heutigen Art. 153. Für das 

Vertragsrecht kann ich das nicht reklamieren, wegen der entsprechenden 

Ausnahme, das ist selbstverständlich. Dort bestehen die Probleme, das ist 

sozusagen die primärrechtliche Kehrseite der Inländerdiskriminierung. Nicht nur der 

Inländerdiskriminierung, sondern eben der Andersbehandlung von Marktteilnehmern. 

Wir führen etwas ein, in ein Marktgeschehen, was wir gerade vermeiden wollen. 

Nämlich rechtlich bedingte Unterschiedlichbehandlung. Das kann an sich nicht das 

Ziel des Binnenmarktes sein und sollte besser durch Harmonisierung abgelöst 

werden. Nächstes Thema: Herkunftslandprinzip und IPR. IPR verstehe ich als 

Normenketten des traditionellen IPR-Systems. Einiges findet sich in meiner 

schriftlichen Stellungnahme. Im Bereich Vertragsrecht haben wir bei den 

Grundanknüpfungen aufgrund der betreffenden Ausnahme für die Rechtswahl in der 

Richtlinie selber eine Kollision hinsichtlich der Ausnahmeklausel, heutiger Art. 28 

Abs. 5 EGBGB. Das Herkunftslandprinzip würde strikt anknüpfen, das IPR wird 

weiterhin flexibel anknüpfen wollen. Wir haben was ganz paradoxes im Bereich der 

Form, wo wir gegenwärtig eine Alternativanknüpfung haben. Vorname, Ort einerseits, 

Vertragsstatut andererseits. Das jetzt auf einmal zu reduzieren auf nur noch die 

Anwendung des Vertragsstatuts und damit eine vertragserleichternde Möglichkeit 

weg zu streichen, wäre paradox. Geschäftsfähigkeit ebenfalls, einiges im 

Deliktsbereich – aber wieder das Problem internationales Lauterkeitsrecht. Im 

Vorschlag einer Rom II-Verordnung befindet sich der Art. 5 der besagt, 

Marktordnungspinzip für das internationale Lauterkeitsrecht. Rechtstechnisch 

bekomme ich ein Zusammenspiel mit dem Herkunftslandprinzip der 

Dienstleistungsrichtlinie natürlich ohne weiteres hin, indem ich sage, das fiele dann 
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unter die Vorrangregel des Art. 23 im Vorschlag der Rom II-Verordnung. Bei Frau 

Wallis im Bericht für das Europäische Parlament ist der Art. 5 weggefallen. Dieselben 

Ergebnisse sollen darüber im Art. 3 erzielt werden können. Der Art. 23 ist auch 

umnummeriert. Das ändert aber an der Sache alles nichts. Hier ist die Kollisionslage, 

hier hätten wir eine konkrete Umkehrung der bisherigen und übrigens auch der 

zukünftigen Verhältnisse. Man würde in einer Verordnung eine Norm schaffen, die 

eigentlich nur noch für Drittstaatensachverhalte gelten würde oder für Sachverhalte 

mit Drittstaatenbezug. Eine sehr merkwürdige Konsequenz. Das ist der 

Hauptkollisionspunkt. Und die Frage: „Finger weg“ vom IPR. Wer wie ich das 

Herkunftslandprinzip nicht gut heißt, wird natürlich in jedem Fall die traditionellen 

Regeln des Internationalen Privatrechts in ihrer Fortentwicklung für Rom I und Rom II 

höher halten und deshalb dafür plädieren, das Herkunftslandprinzip nicht in der 

Dienstleistungsrichtlinie einzuführen.  

 

Vorsitzender Dirk Manzewski: Ich danke Ihnen. Herr Jünemann, eine Frage von Frau 

Voßhoff. 

 

SV Lothar Jünemann: Frau Voßhoff, ich hatte mich vorhin vielleicht kritischer über 

das Herkunftslandprinzip geäußert, als ich das eigentlich beabsichtigt hatte. Ich 

wollte dieses gar wohl unterstützen und bleibe auch jetzt dabei, auch im Hinblick auf 

die möglichen Auswirkungen auf die Justiz. Ich betone noch einmal im Bereich des 

Vertragsrechtes, weil Verbraucher betroffen sind, ist das sowieso irrelevant. Dort gilt 

immer das Recht des Ortes der Dienstleistungserbringung. Dort also, wo der 

Verbraucher ansässig ist. Im Bereich des Nichtverbrauchervertrages muss man das 

Zusammenspiel der gesamten Richtlinie sehen, nämlich über 16 hinaus, auch die 

folgenden Regelungen in Art. 26 ff. Art. 26 enthält umfassende Informationspflichten 

zum anzuwendenden Vertragsrecht, zu dem Inhalt der allgemeinen 

Geschäftsbedingungen und Generalklauseln, zu dem auf den Vertrag anwendbare 

Recht, den Gerichtsstand und anderes mehr. Art. 27 ergänzt das dann noch um 

Haftpflichtversicherungen und Sicherheiten. Art. 28 erstreckt die 

Informationspflichten auch auf die Gewährleistung. Das heißt, wenn man sich jetzt 

den Businessbereich anschaut, um den es mir vor allen Dingen geht, auf dessen 

praktische Auswirkungen ich komme, weil ich selber Vorsitzender Richter einer 

Kammer für Handelssachen hier in Berlin bin, dort ist es so, dass es eigentlich, wenn 
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diese Vorschriften der Richtlinie beachtet werden sollten, zumindest für den 

gewerblichen Bereich hinreichenden Schutz und hinreichende Befriedigung des 

Informationsbedarfs gibt, so dass jeder Gewerbetreibende, jeder Kaufmann 

eigentlich wissen müsste, mit wem er einen Dienstleistungsvertrag nach welchem 

geltenden Recht, nach welchen Spielregeln nun eigentlich, durchführt. Wenn er das 

möchte, so gilt, wenn man den Grundsatz der Vertragsfreiheit noch halbwegs 

hochhalten will, eigentlich seine freie Entscheidung, das zu den dort angebotenen 

Konditionen eben zu machen. Was die Auswirkungen auf die Justiz angeht, so habe 

ich, natürlich auch aus meiner eigenen praktischen Arbeit heraus, gewisse 

Befürchtungen. Ich werde mich dann, sollte diese Richtlinie so inkrafttreten mit dem 

Herkunftslandprinzip, darauf einstellen müssen, in erheblich umfangreicherem 

Umfang als schon jetzt mich mit ausländischem, d. h. außerdeutschem, aber 

europäischem Recht, wie es in den anderen EU-Mitgliedstaaten gilt, 

auseinandersetzen und mir die dort erforderlichen Informationen verschaffen zu 

müssen. Das ist bisher in der gerichtlichen Praxis nicht in der wünschenswerten 

Schnelligkeit verfügbar und vor allem auch nicht alles auf Deutsch verfügbar. Es 

kommt schon heute in der Praxis immer wieder vor, dass sie in Fällen mit 

Auslandsbezug plötzlich französische oder sonstige fremdsprachliche Urkunden 

vorgelegt bekommen. Die Gerichtssprache ist Deutsch, aber wenn ich jedes Mal von 

einem Anwalt verlangte, dass er mir eine beglaubigte Übersetzung verschaffte, 

würde dieses zu nicht unerheblichen Verfahrensverzögerungen führen. Das gilt 

dann, ich möchte das jetzt nur kurz fassen, weil Sie nachher noch einmal zum 

Lauterkeitsrecht kommen wollten, insbesondere für das Wettbewerbsrecht, weil 

dieses in der Praxis in der Tat ganz überwiegend im Rahmen des einstweiligen 

Rechtsschutzes abgewickelt wird, dort, wo es auf die Schnelligkeit ganz besonders 

ankommt. Wenn man davon ausgeht, dass es möglich sein müsste bis zum 

Inkrafttreten der Dienstleistungsrichtlinie aber ein Informationssystem über das in 

den übrigen EU-Staaten geltende Recht der Dienstleistung bereit zu stellen, müsste 

den Richtern, insbesondere den Vorsitzenden der Kammer- und 

Verhandlungssachen die erstinstanzlich überwiegend mit solchen Sachen befasst 

sein werden, es eigentlich möglich sein, auch ausländisches Recht anzuwenden. Es 

wird sicherlich am Anfang dort zu Verzögerungen und auch zu Friktionen kommen.  
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Vorsitzender Dirk Manzewski: Dann haben wir noch eine Frage an Herrn Prof. Ewer 

von Frau Voßhoff. 

 

SV Prof. Dr. Wolfgang Ewer: Ich sehe die Chance der Effektivität einer solchen 

Kontrollmöglichkeit anders als Herr Scheel, das muss ich ganz deutlich sagen. Bitte 

beachten Sie vorweg: Diese Kontrolle ist kein Selbstzweck, sondern sie ist ein 

erhebliches Mittel zur Durchsetzung der Verbraucherrechte. Nehmen wir mal einen 

ganz einfachen Fall. Da hat ein Arzt Notdienst, wird gerufen zu einem Hausbesuch, 

ein Patient klagt über starke Bauchkrämpfe und bittet, dass er kommt. Er kommt 

nicht, sondern sagt: „Nehmen Sie eine Aspirin“. Das sind so 80 Prozent der 

Beschwerdefälle, die die Ärztekammern haben. Also nicht durchgeführte 

Hausbesuche. Hinterher stellt sich heraus, das ist der durchgebrochene Blinddarm. 

Was passiert innerstaatlich? Innerstaatlich haben wir ein sehr effektives 

Kontrollsystem über die Kammern. Was dazu führt, dass relativ sichergestellt wird, 

dass sich so etwas nicht wiederholt. Mit gestuften Sanktionsmechanismen mit einer 

Zügigkeit, mit einer hohen Effektivität. Im Interesse des Patienten, im Interesse des 

Verbraucherschutzes. Jetzt stellen Sie sich vor, es ist ein anderer Arzt 

grenzüberschreitend aus einem anderen Mitgliedstaat tätig. Der Patient weiß 

zunächst mal nicht aus welchem. Er weiß zunächst nicht, an wen er sich wenden 

soll. Er wendet sich an die Kammer. Die Kammer wird prüfen und wird sagen, was 

machen wir. § 36 Abs. 2, da müssen wir mal sehen, ob wir die Behörden des 

betreffenden Herkunftsstaates ersuchen, welche sind das, was kann weiter 

geschehen usw.? Das heißt, schon durch die hierdurch entstehenden zeitlichen 

Verzögerungen wird das sehr, sehr schwer. Es kommt hinzu, dass es einfach eine 

Überforderung für die hiesigen Behörden im Amtshilfeweg ist. Meine Damen und 

Herren, Sie müssen sich folgendes vor Augen führen. Wir haben im gesamten 

administrativen Bereich schon jetzt das Problem teilweise starker 

Überwachungsdefizite. Das ist doch der Grund dafür, warum umfangreiche 

Diskussionen geführt werden, ob man behördliche Überwachung durch eigene 

Überwachung in verschiedener Staffelung usw., ersetzen soll. Das ist genau der 

Grund. Schon die jetzige Überwachung ist teilweise nicht ausreichend, um die 

erwünschten Überwachungseffekte zu erreichen. Jetzt wollen Sie komplizierte 

Amtshaftungsaufgaben, komplizierte Beurteilungen, ob gegen Rechtsvorschriften 

fremder Staaten verstoßen wird, diesen Behörden noch dazu auferlegen? Dies noch 
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zudem bei Rechtsvorschriften, die zum Großteil satzungsrechtlicher Art sind, also 

nicht im normalen Gesetz- und Verordnungsblatt nachzulesen sind. Nach meiner 

Einschätzung wird das in zahlreichen Fällen zu einer intensiven Überforderung 

dieser Behörden führen. Ich muss das wirklich sagen, ich bin seit knapp 20 Jahren 

als Anwalt ausschließlich im Bereich des öffentlichen Rechts tätig. Meine Erfahrung 

ist, selbst bei innerstaatlicher Amtshilfe stoße ich schon auf größte Lustlosigkeit und 

zum Großteil auch auf fehlende Kenntnis. Hier haben wir noch einen Aspekt, auf den 

Herr Scheel gar nicht eingegangen ist, den einer der anderen Sachverständigen 

genannt hat, nämlich möglicherweise ein gewisses Partikularinteresse, sozusagen 

bezogen auf die eigene Wirtschaft des eigenen Herkunftsstaates, da auch gar nicht 

so intensiv nachzubohren. Von daher habe ich in dieser Hinsicht ganz große Zweifel, 

ob das funktioniert. Das will ich nicht verhehlen. Gestatten Sie mir noch eine 

Anmerkung zu dem, was Sie sagten, Herr Scheel. Ich halte das Problem, was ich 

vorhin ansprach, für nicht ganz so einfach. Ich halte es zumindest für 

klärungsbedürftig. Wenn Sie davon ausgehen, es ergebe sich bei sachgerechter 

Auslegung der Richtlinie, dann sollte man es, wenn es vom Wortlaut zweifelhaft ist, 

klären. Bedenken Sie bitte folgendes: Wir haben in bestimmten Bereichen die 

Möglichkeit, dass die Mitgliedsstaaten Regelungen treffen, die über das 

gemeinschaftliche Schutzniveau hinausgehen, etwa Art. 176 EGV lässt dies im 

Umweltbereich ausdrücklich zu. Sie haben dann aber die Möglichkeit, Ausnahmen 

vom Herkunftslandprinzip gemäß Art. 17 Nr. 17 zu machen, wenn dies zum Schutz 

der öffentlichen Ordnung und der Umwelt usw. unerlässlich ist. Das heißt, Sie haben 

zwei kollidierende Systeme. Sie haben auf der einen Seite die primär rechtlich 

eingeräumte Möglichkeit, über den europarechtlichen Schutzstandard hinaus 

Schutzmaßnahmen zu ergreifen, die gerade nicht unerlässlich sind, denn das ist ja 

schon der Mindeststandard, der gemeinschaftsrechtlich ist, sondern die darüber 

hinaus gehen, und Sie haben im Art. 17 Nr. 17 die Regelung, nur dann einzugreifen, 

wenn es unerlässlich ist. Das scheint mir ein Regelungswiderspruch zu sein. Ich 

glaube auch nicht, dass man durch sekundärrechtliche Regelungen primärrechtlich 

gewährte Rechtspositionen der Mitgliedstaaten beschränken kann. Da habe ich 

große Zweifel, ob das so funktioniert, wie Sie das sagen. Ich meine, da müsste eine 

Klarstellung in der Richtlinie, letztlich eine Anpassung des Art. 17 Nr. 17 erfolgen.  
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Vorsitzender Dirk Manzewski: Dankeschön, wir kommen in die zweite Fragerunde. 

Es liegen Fragen vor vom Kollegen Montag und von mir. 

 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich habe nach der ersten Fragerunde 

an Sie, meine Herren, nur ergänzend eine Frage oder zwei, die sich darauf beziehen, 

dass bei mir der Eindruck entstanden ist, dass Sie aneinander vorbei reden. Herr 

Jünemann, Sie haben gesagt, die ganze Richtlinie richtet sich nur an den Bereich 

Business zu Business, der Verbraucher ist vollständig ausgenommen und Sie, Herr 

Prof. Ewer, erzählen uns Beispielsfälle, stellen uns diesen Arztfall dar mit dem Arzt 

und dem Kranken, oder das polnische Kleinstunternehmen, dass bei irgendeinem 

Einfamilienhäuschen eine Baumaßnahme durchführt. Ich würde ganz gerne wissen 

wollen von Ihnen beiden, wie weit geht eigentlich die Richtlinie ihrer Auffassung 

nach? Ist das wirklich tatsächlich Business zu Business oder betrifft es all die vielen 

Fälle, die in der politischen Diskussion als Horrorfälle oder als praktische Fälle oder 

als schwierige Fälle diskutiert werden? Das ist meine erste Frage an Sie beide, dass 

Sie das noch einmal jeweils erklären. Dann habe ich noch eine Frage an Sie, Herr 

Dr. Scheel. Ich verstehe ja, dass Sie uns die Chancen darstellen wollen und uns 

bitten, auf die Risiken nicht so sehr zu achten, aber bei dem, was Sie bisher gesagt 

haben, habe ich das fast so verstanden oder verstehen müssen, dass Sie meinen, es 

wäre ganz schön, wenn diese Richtlinie für Deutschland gelte, aber nicht für die 

anderen. Sie sagen, wir haben einen riesigen Nachholbedarf an Export von 

Dienstleistungen, und Sie denken, dass die deutsche Industrie oder die deutsche 

Wirtschaft im europäischen Ausland große neue Märkte hätte. Wir haben auch das 

Problem – und gerade im Rechtsausschuss beschäftigen wir uns mit dem Problem –, 

nicht dass die deutsche Seite exportiert, sondern dass wir Importe bekommen an 

Dienstleistungen in Deutschland, und dass sich da immense Probleme auftun und 

mit Verlaub - ich komme aus Bayern, aus München – ich kann mir schon gut 

vorstellen, dass eine bayrische Behörde Probleme hat mit den Österreichern, ebenso 

wie mit den Brandenburgern. Ich lege nicht meine Hand ins Feuer, mit wem mehr. 

Das ist doch überhaupt nicht zu vergleichen, wenn die Behörde in München, ein 

sauberer bayrischer Inspektor, Probleme hätte mit lettischen Behörden oder mit einer 

ungarischen, mit einer portugiesischen, das sind doch völlig andere Dimensionen, 

die dann in der Praxis zu bewältigen sind. Da würde ich Sie doch bitten, dass Sie das 

ein bisschen – jedenfalls für mich – realistischer darstellen.  
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Vorsitzender Dirk Manzewski: Ich habe zwei Fragen, wiederum an die 

Sachverständigen Prof. Mankowski und Prof. Wolf. Teilen Sie meine Auffassung, das 

ist die erste Frage, dass der im Raum stehende Kompromissvorschlag „Prinzip der 

wechselseitigen Anerkennung“ alleine schon aufgrund seiner Begrifflichkeit zu 

Rechtsunklarheit führen wird, und könnten Sie sich, das ist die zweite Frage, 

vorstellen, dass diese Alternative in Teilbereichen sogar zu größeren Problemen 

führen würde, als das Herkunftslandprinzip? 

 

Michael Hennrich (CDU/CSU): Ich habe zwei Fragen, und zwar noch einmal zur 

Wechselwirkung zwischen Anerkennungsrichtlinie und der Dienstleistungsrichtlinie. 

Ist es denn jetzt so, dass mehr oder weniger alle standesrechtlichen, 

berufsrechtlichen Vorschriften, die in der Anerkennungsrichtlinie geregelt sind, 

letztendlich dazu führen, dass in dem Bereich, den Sie, Herr Prof. Dr. Ewer, genannt 

haben, die Dienstleistungsrichtlinie überhaupt nicht zur Anwendung kommen würde? 

Das ist der erste Teil der Frage. Der zweite Komplex ist eine Frage an Dr. Scheel. 

Eine dritte Variante, die in Brüssel diskutiert wird, ist im Grunde genommen, dass 

man ein Stück weit wegkommt von diesem horizontalen Ansatz und man wieder 

„sektorspezifische Regelungen“ findet und in diesem Zusammenhang diskutiert man 

ja eine Positivliste. Wie würden Sie die beurteilen – einfach eine kurze rechtliche 

Einschätzung Ihrerseits? 

 

Vorsitzender Dirk Manzewski: Dankeschön, Herr Kollege. Frau Laurischk hat auch 

noch eine Frage.  

 

Sibylle Laurischk (FDP): Ich habe eine Frage an Herrn Dr. Westphal und an Herrn 

Jünemann. Welche Voraussetzungen knüpfen Sie an das 

Rechtsdienstleistungsgesetz zur Europatauglichkeit? Dann habe ich an alle 

Gutachter die Frage, wie Sie zu den Überlegungen von Herrn Prof. Wolf hinsichtlich 

der Harmonisierung aus wirtschaftsstrafrechtlichen Gründen stehen. Da hat Herr 

Prof. Wolf doch eine sehr grundsätzliche Frage aufgeworfen, die mir auch angesichts 

unserer Diskussion im Zusammenhang mit dem europäischen Haftbefehl 

bemerkenswert erscheint. Es würde mich interessieren, wie die Kollegen dazu 

stehen. 
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Vorsitzender Dirk Manzewski: Frau Kollegin, die zweite Frage war an alle, wenn ich 

das richtig verstehe? Wir haben gesagt, an zwei Sachverständige, weil es sonst den 

Rahmen sprengt. Können Sie zwei aussuchen? 

 

Sibylle Laurischk (FDP): Die nenne ich Ihnen noch, ich überlege es mir kurz.  

 

Vorsitzender Dirk Manzewski (SPD): Dann haben wir zwei Fragen an Herrn Prof. 

Wolf von Frau Laurischk und von mir.  

 

SV Prof. Dr. Christian Wolf: Ihre Frage bezog sich auf den Gebhardt-Entwurf, wie 

dieses Anerkennungsprinzip sich verhält. Zunächst: Was ist die Problematik? Was es 

wahrscheinlich auch von unserem Rechtstraditionshintergrund so schwer macht, ist 

folgendes. Wir haben relativ viel Erfahrung - auch traditionelle  - mit dem Umgang mit 

ausländischem Privatrecht. Da verwenden wir auch die richtigen Begriffe von 

Anwendung, von Urteilsanerkennung und Vollstreckung und von internationaler 

Zuständigkeit. Wir haben rechtstraditionell diese Erfahrung nicht mit dem Umgang 

von ausländischem öffentlichem Recht. Es ist noch nicht – es ist jetzt auch schon 

wieder ca. 30 Jahre her, als Klaus Vogel seine Habilitationsschrift veröffentlichte – 

wo Klaus Vogel gesagt hat, ausländisches öffentliches Recht ist nicht innerstaatlich 

anwendbar, denn in dem Augenblick, wo der Staat es anwendet, wird das 

innerstaatliche Recht die öffentlich-rechtliche Rechtsanwendung ist die Immernation 

des Staates selbst. Im Bereich des öffentlichen Rechtes liegen wir auch bei der 

wissenschaftlichen Durchdringung dieses Ganzen deutlich zurück. Das macht bei 

dem Gebhardt-Entwurf das Problem der Anerkennung. Von Anerkennung sprechen 

wir eigentlich nur von der Anerkennung einer ausländischen Entscheidung und nicht 

von der Rechtsanwendung einer ausländischen Norm, auf die verwiesen wird. Die 

Dienstleistungsrichtlinie führt aber im Kern ein Kollisionsrecht bezüglich auch der 

wirtschafts-verwaltungsrechtlichen Vorschriften ein. Der Gebhardt-Entwurf noch ein 

Stückchen stärker als der Kommissionsentwurf, denn der Gebhardt-Entwurf geht 

davon aus, dass das Zielland kontrollieren und das Recht anwenden und in dem 

Bereich, wo sie anerkennen müssen, wo eine Kollisionsnorm dahinter steht, haben 

sie ausländisches Wirtschaftsverwaltungsrecht oder das mitgliedstaatliche 

Binnenmarktrecht anzuwenden. Der zweite Punkt, was bei dem Gebhardt-Entwurf so 

ein bisschen unklar ist. Bei der Ausnahmeregelung spricht der Gebhardt-Entwurf in 
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Art. 16 Abs. 1a von der Anwendung auf Schadensersatzrecht. Unklar ist, was unter 

dem Schadenersatzrecht, was ausgenommen ist vor dem vorausgehenden Prinzip 

der gegenseitigen Anerkennung, was nichts anderes ist als eine Umschreibung des 

Herkunftslandprinzip, zu verstehen ist. Versteht man unter Schadensersatzrecht nur 

das deliktische Schadensersatzrecht, versteht man darunter das vertragliche 

Garantierecht, wie weit reicht dieser Anwendungsbereich. Auch hier sehe ich bei 

dem Gebhardt-Entwurf eine bestimmte terminologische Unschärfe, die sich durch 

beide Entwürfe durchzieht, indem man nicht klar trennt zwischen anzuwendendem 

Recht, also Kollisionsnormen, der Stelle, die darüber zu entscheiden hat und der 

Stelle, die an die Entscheidung dann letztendlich gebunden ist. Lassen Sie mich 

noch eines schnell an dieser Stelle einschieben im Bezug auf die Frage von Herrn 

Montag, die mit dem Anwendungsbereich. Das Problem ist, Sie haben ein 

Zusammenspiel vom öffentlichen Recht, Strafrecht und Zivilrecht in diesen 

Bereichen. Für die Verbraucherverträge ist ausgenommen das zivilrechtliche 

Verbraucherschutzrecht. Da haben sie die Ausnahmeregelung. Der 

Verbraucherschutz verwirklicht sich nicht nur durch die zivilrechtlichen 

Verbraucherschutznormen, sondern natürlich in ganz starkem Umfang durch 

öffentlich-rechtliches Aufsichtsrecht. Da gilt nach wie vor das Herkunftslandprinzip.  

 

Vorsitzender Dirk Manzewski: Herrn Dr. Westphal lag eine Frage von Frau Laurischk 

vor.  

 

SV Dr. Thomas Westphal: Frau Laurischk, Ihre Frage betraf dieses geplante 

Rechtsdienstleistungsgesetz. Auch nach dem Rechtsdienstleistungsgesetz ist das so 

genannte Rechtsberatungsprivileg der Anwaltschaft festgeschrieben - ich mag das 

Wort Rechtsberatungsmonopol nicht so gerne -, so dass sich dort im Grundsatz nicht 

sonderlich viel ändern wird. Es wird nur ausgeweitet auf die vielen Felder der so 

genannten Annex-Beratung. Hier wird es dann natürlich so sein, dass das Recht zur 

Annex-Beratung sicherlich auch europäische Teilnehmer am Rechtsverkehr und 

Wirtschaftsverkehr werden wahrnehmen können. Unsere Bedenken beziehen sich 

auf diesen Kernbereich der anwaltlichen Tätigkeit, der in Deutschland auch in 

Zukunft den Anwälten vorbehalten bleibt, also dieses umfassende Recht zur 

Rechtsberatung. Vertretung auf allen Rechtsgebieten und ein solches 

Rechtsberatungsprivileg gibt halt nicht in allen europäischen Ländern und gerade im 
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Bereich der Einziehung, im Richtlinienentwurf steht gerichtliche Geltendmachung und 

Einziehung von Forderungen. Es geht im Grunde um Inkassomaßnahmen und die 

Inkassounternehmen unterliegen in Deutschland der Aufsicht des zuständigen 

Landgerichtspräsidenten und diese Aufsicht wird nach meiner Kenntnis ziemlich 

streng und genau ausgeübt. Sie hat auch ihren guten Grund und ihre Funktion. 

Inkassounternehmen aus anderen europäischen Ländern, die einer solchen Aufsicht 

nicht unterliegen, würden dann, wenn sie in Deutschland tätig wären, für die 

deutschen Verbraucher ein nicht unerhebliches Risiko beinhalten.  

 

Vorsitzender Dirk Manzewski: Dankeschön. Herrn Dr. Scheel lagen Fragen vom 

Kollegen Montag und vom Kollegen Hennrichs vor.  

 

SV Dr. Kurt Christian Scheel: Vielen Dank, zunächst auf die Frage von Herrn 

Montag. Herr Montag, Sie haben zu Recht darauf hingewiesen, dass in meinen 

Ausführungen, ich versucht habe, die Chancen etwas stärker in den Vordergrund zu 

rücken. Ich habe nicht gesagt, dass wir keine Risiken sehen. Auch wir haben 

Kritikpunkte in der Richtlinie. Über den Punkt IPR ist hier schon ausführlich diskutiert 

worden, auch wir halten hier im Bereich des IPR IPR-rechtliche Lösungen für besser 

als eine Einheitslösung über die Dienstleistungsrichtlinie. Die 

verbraucherschutzbezogenen Informationsvorschriften etwa im Art. 26 oder die 

Pflicht zum Abschluss einer Berufshaftversicherung oder einer 

Haftpflichtversicherung im Art. 27 sind aus unserer Sicht auch zu weitgehend. Also 

hier ist sicherlich Feinarbeit zu leisten, vor allem in Abstimmung mit bereits 

existierendem europäischem Verbraucherschutzrecht. Es gibt im europäischen 

Verbraucherschutzrecht eine ganze Reihe von Richtlinien, die bereits entsprechende 

Informationspflichten für die Verbraucherinnen und Verbraucher vorsehen, über 

deren Berechtigungen man sich im Einzelnen streiten mag. Das steht hier aber nicht 

zur Debatte. Wir übernehmen sie zunächst als acquis communautaire und dann 

macht es aus unserer Sicht keinen Sinn, in dieser Richtlinie Dinge zu regeln, die 

teilweise quer zu dem liegen, was an anderer Stelle - zugegebenermaßen von einer 

anderen Generaldirektion vorgeschlagen - geregelt worden ist. Wenn Sie mit Ihrer 

Frage bezogen auf die Risiken meinen sollten, die Risiken in Bezug auf die 

Entwicklung der Dienstleistungsmärkte in Deutschland. So ist das in der Tat so, dass 

natürlich nicht nur die deutsche Industrie darauf hofft, mehr Dienstleistung ins 
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Ausland verkaufen zu können, übrigens auch darauf hofft, mehr Dienstleistung aus 

dem Ausland nach Deutschland einkaufen zu können, sondern es wird natürlich auf 

den Märkten Entwicklungsprozesse geben, es wird eine Dynamik geben und wie bei 

jeder Dynamik gib es Gewinner und Verlierer. Wir leben in einer Marktwirtschaft und 

von dieser Dynamik kann am Ende des Tages, das ist unsere ordnungspolitische 

Grundüberzeugung und die werden wir nicht verleugnen, sondern die betone ich 

noch einmal, es Gewinner und Verlierer geben in allen Mitgliedstaaten der EU. Am 

Ende des Tages gehen wir aber davon aus, und auch unabhängige Studien im 

Auftrag der Kommission gehen davon aus, dass durch die größere 

Wachstumsdynamik das Saldo an Arbeitsplätzen in Europa deutlich positiv sein wird, 

weil Ineffizienzen, die sich durch die Abschottung der Dienstleistungsmärkte 

ergeben, abgebaut werden können und die Dienstleistungen von denen erbracht 

werden können, die dafür, unabhängig davon, aus welchem Mitgliedstaat sie 

kommen, besser eingerichtet sind. Es wäre aus unserer Sicht ordnungspolitisch 

völlig falsch, auf die Befürchtung, dass es hier grenzüberschreitend zu 

Verdrängungsprozessen kommt, mit Abschottung zu reagieren. Das ist nicht unsere 

Überzeugung. In diesem Zusammenhang bin ich Herrn Prof. Mankowski auch sehr 

dankbar, auf dieses berühmt-berüchtigte Beispiel mit den Schlachtern eingegangen 

zu sein. Auch nach unserem Eindruck geht es hier im wesentlichen um Fälle, die sich 

mit der sachgemäßen Anwendung geltenden Rechts lösen ließen und die auch auf 

diese Weise gelöst werden müssen und gelöst werden können. Wir haben die 

Verwaltungszusammenarbeit angesprochen. Es ist natürlich eine andere Dimension, 

von einer Verwaltungszusammenarbeit einer Behörde in München mit einer Behörde 

in Riga zu sprechen oder einer Behörde in München mit einer Behörde in Augsburg. 

Das ist völlig richtig. Nur, was heißt das in der langfristigen Perspektive für den 

Binnenmarkt. Sollte das auf ewig so bleiben? Unsere Überzeugung ist, dass das 

nicht der Fall ist. Ich kann nur auf die Beobachtung zurückkommen, die wir machen, 

seit es den Binnenmarkt für Produkte gibt. Denn das ist das Vorbild für das, was hier 

versucht wird und das ist das erste Feld, wo es einen wirklichen gängigen 

Binnenmarkt mit mehr oder weniger vollständig harmonisierten 

Sicherheitsanforderungen, übrigens auch weitestgehend, Herr Prof. Ewer, 

Umweltanforderungen, gibt. Was zu der Frage geführt hat im Prozess, wie 

funktioniert die Zusammenarbeit der Verwaltung? Sie funktionierte am Anfang 

überhaupt nicht und inzwischen, das ist unsere Beobachtung, nicht jeder unserer 
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Klientel ist immer glücklich damit, funktioniert sie sehr gut. Dass das natürlich im 

Hinblick auf Sprachunterschiede, auf kulturelle Unterschiede, auf den Umgang mit 

Fristen ect. pp. sehr viel Arbeit ist, dazu braucht man nicht besonders viel Phantasie, 

um sich dies vorzustellen. Nur aus unserer Sicht kommen wir daran auf lange Sicht 

nicht vorbei. Die Richtlinie ist hierfür ein sehr guter Ansatzpunkt, da kann man sich 

sicherlich Verbesserungen vorstellen, aber wir kommen nicht daran vorbei, uns 

langfristig im Binnenmarkt auch darauf einzustellen, dass die Verwaltungen auch im 

Einzelfallvollzug über die europäischen Grenzen so zusammenarbeiten, dass eine 

Überwachung möglich wird. Um auf das Beispiel von Herrn Dr. Keller 

zurückzukommen: Heute ist es doch so, dass ein Privater oder eine Behörde 

versucht, Rechte durchzusetzen und der Prozessgegner oder derjenige, der sich 

rechtswidrig verhalten haben soll, ist im Ausland ansässig, dann stößt man auf die 

bekannten Probleme. Der ungarische Werbetreibende sitzt nun eben in Ungarn, man 

kann zwar hier einstweiligen Rechtsschutz gegen ihn erwirken, aber am Ende des 

Tages ist er trotzdem auf der anderen Seite der Grenze. Aus unserer Sicht bietet die 

Richtlinie deswegen durchaus Chancen zumindest in den Fällen, wo der Vollzug 

durch Verwaltungsbehörden gewährleistet wird, zu erreichen, dass die 

Verwaltungsbehörde im Mitgliedstaat, in dem der Rechtsverstoß festgestellt worden 

ist, besser als heute die Möglichkeit hat, die Verwaltungsbehörde in dem 

Mitgliedstaat, in dem der Verstoßer ansässig ist, tätig zu werden. Herr Prof. Ewer, 

Sie haben noch einmal die Frage gestellt. Ich werde versuchen, sie noch einmal zu 

beantworten, was die Motivation der Verwaltungsbehörde im Ausland wäre, so tätig 

zu werden. Darauf lässt sich eine politisch-praktische und eine rechtliche Antwort 

geben. Die rechtliche Antwort ist Art. 37 Abs. 3, nämlich die Zwangsbefugnis der EG-

Kommission und die praktische ist diejenige, dass es aus Sicht eines Mitliedstaates 

auch eine vernünftige rationale Politik sein kann - und wir haben dieses Argument in 

Gesprächen mit ausländischen Kolleginnen und Kollegen auch schon gehört. 

Beispielsweise von Kollegen des Britischen Oberhauses, die sagen, natürlich ist es 

aus unserer Sicht ein Wettbewerbsvorteil, wenn in Europa bekannt ist, dass die 

britischen Behörden dafür sorgen, dass wir vernünftig funktionierende Unternehmen 

haben. Nun lässt sich darüber spekulieren, ob das so eintreten wird, aber zumindest 

ist diese Argumentation aus unserer Sicht eine mögliche und nicht ganz abwegige. 

Jetzt kam noch die Frage nach der so genannten „Positivliste“. Die „Positivliste“ in 

der nach Vorstellung derjenigen, die sie in Brüssel ins Spiel gebracht haben, 
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aufgelistet sein soll, in welchen Bereichen das Herkunftslandprinzip Anwendung 

finden soll, ist aus unserer Sicht aus zwei Gründen problematisch. Der erste Grund 

ist: Sie wird der Dynamik des Dienstleistungsbereiches nicht gerecht, denn ich kann 

mir heute nicht vorstellen, und deswegen auch kein Beispiel dafür bringen, welche 

Dienstleistung es vielleicht morgen oder übermorgen oder in fünf Jahren, oder in 

zehn Jahren von wem auch immer, gibt. Wer hätte sich vor zehn Jahren träumen 

lassen, dass man ein riesiges Geschäft daraus machen kann, Klingeltöne auf 

Handys zu versenden, um nur ein Beispiel, was wettbewerbsrechtlich problematisch 

ist, aber um nur ein Beispiel zu nennen. Hier würde eine „Positivliste“ also die 

Dynamik der wirtschaftlichen Innovation hemmen und nicht fördern. Zweiter Grund ist 

ein mehr rechtlicher Grund. Das Herkunftslandprinzip ist vom Ansatz her ein Prinzip 

des europäischen Primärrechts. Dieses Prinzip sekundärrechtlich einschränken zu 

wollen, ist auch vor dem Hintergrund der Vorgaben und der schon jetzt gegebenen 

Möglichkeit von der Grundfreiheit zur Dienstleistungserbringung oder zur 

Niederlassung Gebrauch zu machen, außerordentlich problematisch, das würde 

stärker beschnitten werden als das auch nach Primärrecht zu rechtfertigen wäre. 

Insofern halten wir gar nichts von der Idee, den Anwendungsbereich des 

Herkunftslandprinzips durch solche „Positivlisten“ zu beschränken.  

 

Vorsitzender Dirk Manzewski: Dankeschön, Herr Dr. Scheel. Herr Prof. Mankowski, 

Ihnen lagen Fragen vor von Frau Laurischk und von mir.  

 

SV Prof. Dr. Peter Mankowski: Ich beginne mit der grundsätzlicheren Frage 

betreffend den Gebhardt-Kompromiss. Sowohl aus meiner schriftlichen 

Stellungnahme als auch aus dem Einleitungsstatement ist, glaube ich, deutlich 

hervorgegangen, dass dieses Prinzip mir in der Tat zu unsicher ist. Die Terminologie, 

die hier gewählt wird, ist eine vermutlich bewusst vernebelnde. Das „Prinzip der 

gegenseitigen Anerkennung“ und es ist nicht klar, was anerkannt wird. Von 

Anerkennung sprechen wir im Internationalrecht mit Bezug auf Einzelakte, auf Urteile 

oder auf Verwaltungsakte. Es kommt immer so schön das Beispiel: 

Führerscheinanalogie – gut. Hier halte ich meinen Führerschein hoch, inzwischen 20 

Jahre alt, noch mit einer wunderbaren alten Postleitzahl – auch die Zeiten sind 

vorbei, daran habe ich mich gewöhnen müssen. Nun verraten Sie mir, wo ist das 

Pendant zum Führerschein bei Anerkennung einer Dienstleistung. Allenfalls bei der 
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Berufsqualifikation können wir darüber reden – andere Richtlinie. Da fangen die 

Probleme an. Das Problem der wechselseitigen Anerkennung ist, sofern es sich nicht 

als Herkunftslandprinzip versteht und versteht als ein Prinzip der Anwendung 

ausländischer herkunftsstaatlicher Rechtsnormen durch die Behörden des 

Zielstaates, ausgesprochen konkretisierungsbedürftig. Es treten sogar noch größere 

Probleme auf, als beim Herkunftslandprinzip. Wenn man das Prinzip der 

gegenseitigen Anerkennung mit Leben erfüllt, taucht dahinter im Grundsatz das 

Herkunftslandprinzip auf - mit dessen Schwächen. Man muss sich erst einmal zu 

diesen durchkämpfen. Durch eine Wolke von Terminologie und Nebel, also wir 

haben eine Vorstufe und insofern eher noch mehr Probleme, auch wenn der 

Vorschlag von der EVP stammte. Punkt Herkunftslandprinzip ist bereits im 

Primärrecht verankert - das sieht der EuGH aber ganz anders. 

Einlagensicherungsurteil von 1997. Kollege Wolf hat schon angesprochen mit den 

Regulierungsmodalitäten für die Bestimmungsländer, und was haben wir denn bei 

den Grundfreiheiten. Bei den Grundfreiheiten haben wir nicht diese positive 

Komponente – Herkunftslandrecht ist positiv anzuwenden -, sondern wir haben eine 

negative Komponente. Bestimmte Regeln des Bestimmungslandrechts, aber auch 

des Herkunftslandrechts können gegen die Grundfreiheiten verstoßen wegen 

übermäßigem Verstoß, wegen übermäßiger Einschränkung. So, ganz anderer 

Mechanismus. Was da positiv an dessen Stelle treten soll, dessen, was wir 

herausgeschossen haben negativ, das ist gar nicht gesagt im Primärrecht. Also, dass 

das Herkunftslandprinzip des Sekundärrechts sich so auf das Primärrecht stützen 

könnte, würde ich gerne in den Bereich der Fama verweisen. Nun kommt die 

komplizierte Frage, wenn man vorher nicht darüber nachgedacht hat. Das ist die 

wirtschaftsstrafrechtliche Frage, liebe Frau Laurischk. In der Tat bewegen wir uns 

hier wieder in dem Bereich „effektive Kontrolle“. Wir brauchen für die Kontrolle 

effektive Sanktionen. Das können verwaltungsrechtliche Sanktionen sein, das 

können aber auch strafrechtliche sein. Wer das Herkunftslandprinzip nicht will, aber 

trotzdem einen Binnenmarkt akzeptieren muss, wird sich wohl oder übel mit 

gewissen Harmonisierungsgedanken anfreunden müssen. Dementsprechend würde 

ich den vom Kollegen Wolf angestoßenen, skizzierten Weg so schlecht auch gar 

nicht finden.  
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Vorsitzender Dirk Manzewski: Dankeschön, Herr Prof. Mankowski. Herr Jünemann. 

Ihnen liegen Fragen vor vom Kollegen Montag und von der Kollegin Laurischk. 

 

SV Lothar Jünemann: Herr Montag, ich bitte um Nachsicht. Ich spreche hier einmal 

in meiner Funktion als Vorsitzender Richter in der Kammer für Handelssachen und 

zum anderen als Präsidiumsmitglied des Deutschen Richterbundes, der – wie Sie 

wissen – die ordentliche Gerichtsbarkeit und die Fachgerichtsbarkeit mit Ausnahme 

der Verwaltungsgerichtsbarkeit vertritt, für die es den Bundesverband der Deutschen 

Verwaltungsrichter gibt. Deswegen neige ich, auch vor meinem Hintergrund her 

natürlich dazu, die Dienstleistungsrichtlinie vor allem zivilrechtlich zu betrachten, und 

wenn Sie jetzt eben solche Diskrepanzen zwischen Prof. Ewer und meinen 

Ausführungen feststellten, dann liegt das im Wesentlichen daran, dass er mehr der 

Öffentlichrechtler ist und nicht der Zivilrechtler, während ich das aus der 

zivilrichterlichen Sicht sehe. Natürlich ist die wirtschaftliche Tätigkeit von 

Unternehmen auch durch öffentlich-rechtliche Vorschriften in irgendeiner Form 

gestaltet oder beschränkt, zum Teil auch erweitert. Nur das ist ein Bereich der, nach 

meiner Bewertung, bei der Dienstleistungsrichtlinie - offen gesagt - im Hintergrund 

gestanden hat. Für mich hat mehr die Dienstleistungsfreiheit, die Freiheit der 

Dienstleistungserbringung im grenzübergreifenden Bereich innerhalb der EU eine 

Rolle gespielt und dort dann mehr aus der Sicht des Zivilrechtlers. Frau Laurischk, 

kurz Ihre Frage zum Anwendungsbereich des Rechtsdienstleistungsgesetzes und 

der Dienstleistungsrichtlinie und möglicher Kollisionen. Das ist für mich, offen gesagt 

ein bisschen schwierig zu beantworten. Das Rechtsdienstleistungsgesetz ist nichts, 

was Richter unmittelbar betrifft. Ich habe, wenn ich das richtig verstanden habe, sehe 

ich das Zusammenspiel des Rechtsdienstleistungsgesetzes des Entwurfes, der 

Dienstleistungsrichtlinie und der sektorspezifischen Rechtsanwaltdienst-

leistungsrichtlinie, so, dass die Rechtsanwaltdienstleistungsrichtlinie vorgeht und die 

Dienstleistungsrichtlinie allenfalls subsidiär gilt, soweit dort noch irgendwelche 

Regelungen enthalten sind, die nicht schon in der speziellen Richtlinie enthalten sind 

und damit auch eine mögliche Kollision des Herkunftslandprinzips mit dem 

Rechtsdienstleistungsgesetz eigentlich nur in soweit auftreten kann, als die Tätigkeit 

von Nichtanwälten betroffen ist, die in Deutschland möglicherweise nach den 

Regelungen des Rechtsdienstleistungsgesetzes unterliegt, im Herkunftsland aber 
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möglicherweise keine vergleichbare Regelung enthält und damit einen 

Wettbewerbsvorteil des ausländischen Dienstanbieters gegeben wäre. 

 

Vorsitzender Dirk Manzewski: Dankeschön, Herr Jünemann. Prof. Ewer, Ihnen liegen 

Fragen vor vom Kollegen Montag und vom Kollegen Hennrichs. 

 

SV Prof. Dr. Wolfgang Ewer: Herr Montag, vielleicht als erstes zu der letzten 

Bemerkung von Ihnen. Wir betrachten immer nur die Strecke, dass sozusagen ein 

Dienstleistungserbringer aus einem anderen Mitgliedstaat bei uns Dienstleistungen 

erbringt. All diese Probleme stellen sich auch im umgekehrten Verhältnis. Um bei 

dem anzuknüpfen, was Herr Kollege Wolf sagt, auch ich begebe mich wie er auf 

Glatteis, weil auch ich von Strafrecht an sich keine Ahnung hab, aber soviel verstehe 

ich davon auch, dass, wenn Sie sich das Umgekehrte vorstellen, dass ein deutscher 

Dienstleister, der in Polen bestimmte Dienstleistungen erbringt und der verstößt 

gegen eine bußgeldbewährte Vorschrift seines Heimatlandes, dann wird schon das 

Territorialprinzip des deutschen Ordnungswidrigkeitenrechts verbieten, dass dies 

etwa durch Erlass eines Bußgeldbescheides geahndet wird und ähnliches gilt fürs 

Nebenstrafrecht, weil es da das Territorialprinzip gibt. In dieser Richtung tauchen 

praktisch die gleichen Probleme auf. Zweitens, Sie haben nach dem Widerspruch 

gefragt. Herr Jünemann hat den eigentlich aufgeklärt. Also, die 

Dienstleistungsrichtlinie gilt praktisch nicht für Verbraucherverträge, aber 

Verbraucherschutz findet eben nicht nur über das Zivilrecht statt, sondern in hohem 

Umfang über das öffentliche Recht. Da beginnt die Crux, wie Herr Prof. Wolf das 

völlig zutreffend ausdrückt, sozusagen an der Scharnierseite, bei der Verzahnung. 

Die Frage ist, für welche dieser öffentlich-rechtlichen Vorschriften gilt denn das 

Herkunftslandprinzip? Wenn wir uns da den Artikel 16 ansehen, dann heißt es in 

Abs. 1, die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Dienstleistungserbringer 

lediglich den Bestimmungen ihres Herkunftsmitgliedstaats unterstehen, die vom 

koordinierten Bereich erfasst werden. Was ist koordinierter Bereich, meine Damen 

und Herren? Alles. In Art. 4 Nr. 9 wird das definiert. Koordinierter Bereich: Die 

Gesamtheit, die für den Zugang zu Dienstleistungstätigkeiten oder deren Ausübung 

geltenden Anforderungen. Dann haben wir als erstes Zwischenergebnis sozusagen, 

Herkunftslandprinzip gilt zunächst für alle öffentlich-rechtlichen Vorschriften, sofern 

nicht irgendwelche Ausnahmen gelten. Die unterteilen sich dann in allgemeine 
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Ausnahmen, vorübergehende Ausnahmen und besondere Ausnahmen in den Art. 

17, 18 und 19 der Richtlinie. Das macht die Sache so schwierig, weil wir zahlreiche 

Regelungen haben. Relativ einfach ist es noch bei den unmittelbar berufsrechtlichen 

Regelungen. Das ist völlig klar, dass da das Herkunftslandprinzip gilt, soweit nicht 

wie etwa nach Art. 17 Nr. 7 das sektoral ausgeschlossen ist. Aber was ist bei 

Regelungen, die eine Mischung zwischen Berufsausübung und dem konkreten 

Sachverhalt, der zu regeln ist, darstellen? Was ist mit der von mir vorhin genannten 

Maschine, die der polnische Bauunternehmer mitbringt, die nach deutschen 

Maßstäben zu laut wäre, wenn ich in dem Art. 16 Buchstabe h lese, Anforderungen 

betreffen die Verwendung von Ausrüstungsgegenständen, die integraler Bestandteil 

der Dienstleistungen sind. Der Rasenmäher des Gartenbauunternehmens aus Polen, 

der übermäßig laut ist, das ist doch sicherlich ein Ausrüstungsgegenstand, der 

integraler Bestandteil der Dienstleistung ist. Wenn wir jetzt den Einsatz verhindern, 

dann müsste nach Art. 17 Nr. 17, wenn man jedenfalls davon ausgeht, dies 

schlechthin unerlässlich sein zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, das 

wird man im Zweifel nicht sagen können, auch wenn das Ding furchtbar nervt. Das 

heißt, wir haben da einen weiten Kreis, einen ganz weiten Kreis von Vorschriften, die 

mittelbar entweder dem Schutz der Verbraucher oder der Allgemeinheit dienen und 

deren Anwendbarkeit dadurch ausgeschlossen wird. Das halte ich für problematisch. 

Der Hintergrund, meine Damen und Herren, ist folgender: Die 

Dienstleistungsrichtlinie hat natürlich in erster Linie allgemeine Dienstleistungen, den 

Malermeister und Lackierermeister und ähnliches im Auge. Da will sie einen 

möglichst weiten Wettbewerb schaffen und zwar einen Preiswettbewerb. Es soll also 

möglichst ungehindert ein möglichst günstiger Dienstleistungsaustausch stattfinden, 

das ist auch das, was die Kommission und das, was Herr Clement immer sagt, 

Dienstleistungen sind viel zu teuer und indem man Barrieren wegschafft, kann man 

das verbilligen und dadurch auch die Tendenzen des Dienstleistungsaustauschs 

begünstigen. Im Bereich der Dienstleistungen der freien Berufe haben wir aber eine 

andere Situation. Das sehen Sie übrigens schon in einem ganz anderen Bereich, 

nämlich im Bereich des Vergaberechtes. Bei normalen Dienstleistungen, bei der 

VOL, kommt es immer auf das wirtschaftlichste Angebot an. Bei freiberuflichen 

Dienstleistungen kommt es auf etwas ganz anderes an, nämlich auf die beste 

Leistung. Da werden als Merkmale Qualitätskriterien u. ä. genannt. Deswegen halte 

ich es für problematisch, diesen Bereich, der aus gutem Grund in den 
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Vergabekoordinierungsrichtlinien und im deutschen GWB und in der 

Verdingungsordnung anders behandelt wird als die normale standardisierungsfähige 

Dienstleistung etwa eines Malermeisters, über den gleichen Leisten zu scheren. Da 

drohen Qualitätsverluste und da drohen letztlich erhebliche 

Verbraucherschutzdefizite. Das ist die Gefahr, denn dieser Verbraucherschutz wird 

maßgeblich durch diejenigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften hergestellt, die über 

das Herkunftslandprinzip ausgeschlossen werden. Deswegen halte ich es für einen 

sinnvollen Weg, dass man sich überlegt, dass man entweder solche Bereiche aus 

dem Anwendungsbereich herausnimmt, wie das Frau Gebhardt im Moment 

hinsichtlich des Gesundheitsbereiches andenkt, oder dass man das macht, was 

hinsichtlich der Rechtsanwälte in Art. 17 Nr. 7 erfolgt ist, wobei ich Herrn Kollegen 

Westphal völlig zustimme, da muss man konsequent sein und muss sagen, man 

bezieht das nicht nur auf Rechtsanwälte, sondern auf Rechtsdienstleistungen und 

damit auch auf solche, die von Personen erbracht werden, die gerade nicht 

Rechtsanwälte sind. Da sehe ich das Problem. Wir drohen sonst in diesem Bereich 

erhebliche Qualitätsverluste zu erleiden. Ich sage das mal etwas spöttisch. Ich mag 

mir nicht unsere Innenstädte vorstellen, wenn sozusagen maßgebliches Kriterium für 

Architektenleistungen ausschließlich der Preis und nicht die Qualität, die Güte, die 

Belastbarkeit u. ä. ist. Das sind Bereiche, meine Damen und Herren, da kann man 

fragen: Regelt es denn der Markt oder brauch ich denn diese besonderen öffentlich-

rechtlichen Beschränkungen. Ich meine, gerade im Bereich der Dienstleistungen 

freier Berufe wird der Markt kein geeigneter Konfliktregelungsmechanismus sein. 

Warum? Schon deswegen, weil selbst der kundige Verbraucher im Zweifel die 

Qualität der Leistung nicht beurteilen kann. Ich bin nicht in der Lage festzustellen, ob 

die Diagnose meines Internisten ohne weiteres richtig ist. Ich bin nicht in der Lage, 

letztlich das Qualitätsniveau auf dem er arbeitet zu überprüfen und zu überwachen. 

Ich bin deswegen froh, dass es bei uns öffentlich-rechtliche Vorschriften gibt etwa, § 

95 d SGB 5, der eine dauerhafte Fortbildung z. B. bei Vertragsärzten vorschreibt. Ich 

bin froh, dass wir in § 43a Abs. 6 Bundesrechnungsordnung eine Fortbildungspflicht 

haben. Ich bin froh, dass wir diverse öffentlich-rechtliche Regelungen haben, die 

gerade in Bereichen, in denen die Verbraucher die Qualität nicht vernünftig 

beurteilen können und bei denen sich deswegen der Qualitätswettbewerb nicht 

ausschließlich über den Markt vollziehen kann, dass wir da solche Vorschriften 

haben, die dieses Qualitätsniveau sicherstellen und die sollten wir uns erhalten. Die 
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drohen verloren zu gehen, wenn hier das Herkunftslandprinzip voll umfänglich Platz 

greift.  

 

Vorsitzender Dirk Manzewski: Dankeschön, Herr Prof. Ewer. Wir sind gut in der Zeit. 

Drei Minuten noch zu diesem Komplex, bevor wir zum Lauterkeitsrecht kommen und 

damit auch zu Herrn Dr. Keller und Herrn Prof. Köhler. Ich habe noch zwei Fragen. 

Zunächst bitte Frau Voßhoff. 

 

Andrea Astrid Voßhoff (CDU/CSU): Darf ich nur eine Frage zur Klarstellung an die 

Ausführungen an Herrn Prof. Ewer stellen? Vielleicht habe ich da etwas falsch 

verstanden. „Qualitätsanforderungen“ - bezog sich das auch auf die beruflichen 

Qualifikationsanforderungen? Das war vorhin schon mal Gegenstand, wie Herr 

Westphal sagte, dass das durch die Anerkennung der EU-

Berufsqualifikationsrichtlinien zum Teil zumindest das Problem entschärft sei, wenn 

ich das richtig verstanden habe. 

 

SV Prof. Dr. Wolfgang Ewer: Der anwaltliche Bereich ist nicht der Bereich, mit dem 

wir Probleme haben, aber wir haben es im Bereich zahlreicher anderer freier Berufe, 

wo eben die Verpflichtungen – Kollege Westphal hat es vorhin richtig gesagt – wie 

die Gemeinwohlgebundenheit bestehen. Der Anwalt muss betriebswirtschaftlich 

defizitär auch mal Mandate für arme Leute übernehmen. Das ist auch gut so, dass er 

das muss. Das soll auch so bleiben. Der Arzt muss bestimmte Notdienste in 

ländlichen Bereichen machen, die wirtschaftlich nicht nur nicht lukrativ sind, sondern 

definitiv defizitär sind. Das ist gut so, dass es so ist im Interesse der Versorgung der 

Bevölkerung und das muss erhalten werden und es kann nur erhalten werden, indem 

die entsprechenden öffentlich-rechtlichen Vorschriften weiter gelten und nicht 

verdrängt werden.  

 

Michael Hennrich (CDU/CSU): Das ist genau der Punkt, wo ich ein Problem seh. 

Wenn ich die Richtlinie richtig verstanden habe, ist im Grunde genommen die 

Anerkennungsrichtlinie eine Spezialvorschrift, die vorrangig gilt. Sie haben 

vollkommen richtig gesagt, dass die Anerkennungsrichtlinie - ich glaube in diesen 

Tagen im europäischen Parlament - verabschiedet wird und da steht doch, wenn ich 

recht informiert bin, drin, dass Regelungen des Standesrechts, des Berufsrechts und 
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- ich glaube das ist zusätzlich dazu gekommen – auch gesetzliche Vorschriften im 

Bestimmungsland gelten müssen. Es wird genau heißen, wie das von Ihnen 

genannte Qualitätsbeispiel, dass sich ein Arzt fortbilden muss, dass ein Arzt eine 

Zulassung braucht. Das gilt weiter und wird somit vom Herkunftslandprinzip 

überhaupt nicht tangiert. Da hab ich ein kleines Verständnisproblem. Ich sehe das 

momentan so, dass der Bereich mit vorhandenen Qualitätsanforderungen vom 

Herkunftslandprinzip gar nicht erfasst wird, weil da die Anerkennungsrichtlinie die 

spezialrechtliche Vorschrift ist.  

 

SV Prof. Dr. Wolfgang Ewer: Gestatten Sie, dass ich direkt darauf antworte? 

Zunächst einmal ist es so, das Verhältnis zwischen den beiden Richtlinien, also 

zwischen der Berufsanerkennungsrichtlinie, die auch im Entwurf vorliegt, und 

zwischen der allgemeinen Dienstleistungsrichtlinie ist alles andere als klar. Es sind 

beides horizontale Richtlinien. Wenn man sich den Artikel 17 Nr. 7 ansieht, spricht 

viel dafür, dass da so ein Subsidiaritätsverhältnis ist, also dass die 

Berufsqualifikationsrichtlinie als die speziellere anzusehen ist. Sie regelt in erster 

Linie Berufszugangsvoraussetzungen. Sie löst die alte 

Diplomhochschuldiplomanerkennungsrichtlinie von 1977 ab und sie regelt in erster 

Linie Berufszugangsvoraussetzungen. In kleinem Umfang regelt sie für 

reglementierte Berufe auch Berufsausübungsrelungen, aber nicht umfassend, 

sondern sie werden sehr viel weitergehend nach wie vor durch die öffentlich-

rechtlichen Vorschriften der Mitgliedstaaten geregelt. Deswegen ist das Problem 

dadurch möglicherweise in bestimmten Teilbereichen entschärft, aber nicht vom 

Tisch. 

 

Vorsitzender Dirk Manzewski: Ich habe auch noch zwei ganz kurze Nachfragen. Eine 

an Herrn Mankowski. Sie haben Unterlagen eingereicht, Artikel eingereicht, Ihre 

Kurzstellungnahme. Habe ich das richtig verstanden, dass Sie selbst bei 

Verbraucherverträgen Probleme sehen?  

 

SV Prof. Dr. Peter Mankowski: Jetzt brauche ich mal meine eigenen Unterlagen, da 

wird es schwierig. Bei den Verbraucherverträgen – nein – im wesentlichen greift dort 

die Ausnahme des Art. 17 Nr. 21. Wir würden uns dann noch gegebenenfalls über 

die Form unterhalten müssen. 
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Vorsitzender Dirk Manzewski: Das war es schon. Meine letzte kurze Frage ist an 

Herrn Jünemann gerichtet. Sie haben schon mehrere Fragen gestellt bekommen, wie 

die Justiz damit fertig wird. Ich bin selbst von Haus aus Richter am Landgericht. Ich 

muss derzeit leider feststellen, wie auch die Justiz unter dem Sparvorbehalt zu leben 

hat, insbesondere wenn man sich auch die Bibliotheken an den Gerichten anschaut. 

Ich schätze mal beim Landgericht Berlin dürfte das nicht anders aussehen als bei 

meinem Landgericht. Sind Sie tatsächlich der Auffassung, wenn ich allein diesen 

Aspekt anspreche, dass die deutschen Gerichte in die Lage versetzt werden, so wie 

Sie sich das erhoffen, soviel Materialien zur Verfügung gestellt zu bekommen, soweit 

es ausländisches Recht betrifft, um tatsächlich unabhängig von den anderen 

Problemen in dem Zusammenhang, die Grundlagen überhaupt zu besitzen, 

kurzfristig Entscheidungen zu fällen? Stimmen Sie nicht mit mir darüber überein, 

unabhängig von diesem Thema, dass wir auf alle Fälle mit einer erheblichen 

zusätzlichen Belastung der Justiz rechnen müssen, weil auch die Verfahrensdauer 

sich dadurch verlängern dürfte?  

 

SV Lothar Jünemann: Das letzte ist offen gesagt schwer zu beantworten. Deswegen, 

weil ich heute nicht absehen kann, wie viele Fälle tatsächlich aus dem 

Anwendungsbereich der Dienstleistungsrichtlinie zum Prozess kämen und damit 

einer Entscheidung durch die ordentliche Gerichtsbarkeit zugeführt würden. Das 

zweite ist – wenn man es banal sagt –  im Grunde die Frage der zur Verfügung 

stehenden Informationen, eine Frage an Ihre Fremdsprachenkenntnisse. Da wir 

heute ganz überwiegend auch in den Gerichten einen Internetzugang haben, können 

Sie sich letztlich aus dem Internet natürlich auch Rechtsinformationen aus 

Drittstaaten beschaffen. Das setzt allerdings voraus, dass man imstande ist, sie zu 

lesen. Die kommen natürlich in der jeweiligen Landessprache und da ist dann 

spätestens nach Englisch und Französisch bei den meisten Kollegen Schluss.  

 

 

Vorsitzender Dirk Manzewski: Das ist natürlich unheimlich arbeitsintensiv. 

 

SV Lothar Jünemann: Das ist es ohnehin. Sie haben die Fälle ja auch heute schon. 

Auch heute bei grenzüberschreitenden Fällen – ich hatte vor einiger Zeit ein 

Verfahren, da hatte ein französischer Konzern, eine Aktiengesellschaft französischen 
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Rechts, hier in Deutschland ein Werk errichtet und es tauchte nachher im 

Zusammenhang mit dem Vertragsschluss die Frage auf, ob dieser Konzern bei 

Vertragsschluss ordnungsgemäß vertreten worden war. Dazu musste man dann über 

das IPR im französischen Recht nachschauen und dort die Vertretungsregelungen 

für den Vorstand einer französischen Aktiengesellschaft ausgraben. Auch das setzt 

letztendlich eine umfangreiche Recherche im französischen Recht voraus und führt 

deswegen kaum zu nennenswert anderen Ergebnissen. Ich stelle mir eher vor, dass 

im Zusammenhang mit dem ja momentan auch noch im Werden begriffenen CFR-

Netz, also den gemeinsamen Schuldrechtsrahmen der Europäischen Union, die die 

Generaldirektion Verbraucherschutz gerade erstellt, in erheblichem Umfang 

rechtsvergleichendes Material zur Verfügung stehen wird, auch zur Praxis auch des 

Dienstleistungsrechtes anderer europäischer Staaten und man dort langfristig die 

Möglichkeit erhalten wird, zusätzliche Informationen zu gewinnen. Dass das 

ansonsten angesichts sinkender Justizetats zu einer zusätzlichen Belastung der 

Justiz führen wird, das brauch ich Ihnen glaube ich nicht zu erklären, dass das so ist.  

 

Vorsitzender Dirk Manzewski: Ich danke Ihnen Herr Jünemann. Wir kommen dann in 

die zweite Fragerunde zum Thema Herkunftslandprinzip und Lauterkautsrecht. Frau 

Kollegin Voßhoff bitte. 

 

Andrea Astrid Voßhoff (CDU/CSU): In Anbetracht der Stellungnahmen, die 

abgegeben wurden, der eindeutigen Stellungnahmen für die Herausnahme des 

Lauterkeitsrechtes aus dem Herkunftslandprinzip war Herr Scheel der einzige, der 

die gegenteilige Auffassung vertreten hat. Da möchte ich Sie fragen, Herr Scheel, 

welche Nachteile würden Sie sehen, wenn das Lauterkeitsrecht eine der Ausnahmen 

vom Herkunftslandprinzip wäre?  

 

Vorsitzender Dirk Manzewski: Ich selbst hätte zwei Fragen. Jeweils an die 

Sachverständigen Prof. Köhler und Dr. Keller. Sie haben das zwar schon 

angesprochen, aber ich möchte das noch ganz gerne bitte von Ihnen verdeutlicht 

haben. Teilen Sie meine Auffassung, dass alleine die Recherche nach dem 

konkreten ausländischen Lauterkeitsrecht sowie dessen Durchsetzung die 

Verfolgung von Verstößen in der Praxis quasi unmöglich macht und geben Sie mir 
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Recht, dass dies zu nicht hinnehmbaren Wettbewerbsverzerrungen und damit zu 

einer Inländerdiskriminierung führen würde?  

Damit ist die erste Fragerunde im zweiten Teil schon beendet. Ich möchte bitten, 

dass der Herr Dr. Scheel sich mit der Frage von der Kollegin Voßhoff befasst. 

 

SV Dr. Kurt Christian Scheel: Frau Voßhoff, vielen Dank. Ihre kurze Frage - eine 

kurze Antwort. Der Nachteil wäre der, wie beim geltenden Rechtszustand. Der 

geltende Rechtszustand wird von der Industrie als unbefriedigend erlebt, weil er die 

Unternehmen dazu zwingt, im Hinblick auf ihre werbliche Tätigkeit im Binnenmarkt 

für jeden einzelnen Mitgliedstaat genau zu ermitteln, wie – das ist teilweise sehr 

komplex, das ist hier auch schon gesagt worden – dort die Rechtslage in Bezug auf 

das beabsichtigte werbliche Verhalten im Einzelnen ist. Aus unserer Sicht entspricht 

das nicht einem liberalen Verständnis vom Binnenmarkt, solche Schranken 

einzuziehen. Das Herkunftslandprinzip, von dem wir auch immer in den Diskussionen 

um die von mir schon genannten UCP-Richtlinie vorgeschlagen haben, es 

sekundärrechtlich vorzusehen, würde hier dazu führen, dass es den Unternehmen 

möglich wäre, sich werblich im Binnenmarkt so zu verhalten, wie es für Unternehmen 

im Binnenmarkt vernünftig ist, nämlich in jedem Mitgliedstaat gleich. Insoweit wäre 

hier ein Nachteil zu sehen. Inwieweit dieser Nachteil vor dem Hintergrund der doch 

relativ weit reichenden Harmonisierung durch die UCP-Richtlinie praktisch werden 

wird, bleibt abzuwarten. Das wird natürlich sehr stark davon abhängen, wie in den 

einzelnen Mitgliedstaaten diese einzelne Richtlinie umgesetzt werden wird. Aus 

unserer Sicht wird es da ohnehin zu einer relativ weit reichenden Harmonisierung 

kommen, so dass man sich darüber streiten könnte, als wie groß dieser Nachteil 

wirklich anzusehen wäre. Aus unserer Sicht wäre es vom Grundsatz her so, dass das 

Herkunftslandprinzip und die Wahrnehmung der – und diesen Widerspruch gegen 

Herrn Mankowski will ich nun doch mal einflechten – der primärrechtlichen radizierten 

Grundfreiheit, sowohl was die Dienstleistungserbringung, als auch was die 

Niederlassung betrifft, auf diese Weise eingeschränkt werden würde.  

 

Vorsitzender Dirk Manzewski: Ich danke Ihnen, Herr Dr. Scheel. Herr Prof. Dr. 

Köhler. 
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SV Prof. Dr. Helmut Köhler: Ich kann das, was Sie gesagt haben, uneingeschränkt 

bestätigen. Ich wollte nur betonen, dass es zu einer nichthinnehmbaren 

Benachteiligung für Verbraucher und Mitbewerber käme, wenn man sich nach dem 

Herkunftslandrecht richten müsste, und dass es auch zu einer 

Inländerdiskriminierung kommen kann. Ich möchte noch etwas anderes hinzufügen 

und genau auf das antworten, was Herr Scheel gebracht hat. Man muss doch 

abwägen, was ist unter dem Strich teurer. Wenn ein Unternehmer, der im Ausland 

tätig werden möchte, sich über die dortige Rechtslage erkundigt, weil er eine 

bestimmte Werbeaktion vor hat, oder was ist dem Verbraucher und seinen 

Mitbewerber zuzumuten, wenn die mit dieser Werbeaktion überrascht werden. Sie 

sollen rasch darauf reagieren können. Das können sie gar nicht. Wie sollen sie auf 

die Schnelle herausbekommen, aus welchem Staat er kommt, welches Recht auf ihn 

anwendbar ist und wo sie dann evtl. vorgehen müssen. Jetzt möchte ich dem 

Ganzen sozusagen noch mal die Krone aufsetzen. Selbst wenn es zu einer 

Rechtsvereinheitlichung im Lauterkeitsrecht kommt, wäre es immer noch 

unangemessen, die Durchsetzung des Lauterkeitsrechts dem Herkunftslandstaat zu 

überlassen. Aus den genannten Gründen der Verfahrensverzögerung, der 

Schwierigkeit mit der Sprache usw. . Vielen Dank. 

 

Vorsitzender Dirk Manzewski: Herr Dr. Keller. Sie hatten auch zwei Fragen von mir.  

 

SV Dr. Erhard Keller: Herr Vorsitzender, ich kann auch Ihre Frage mit „ja“ 

beantworten. Auch ich würde befürchten, dass allein schon durch die Recherche, wie 

ich das vorhin schon einmal angedeutet hatte, jetzt endlich ein effektiver 

Rechtsschutz ausfallen würde. Das würde insbesondere dann gelten, wenn - was für 

viele Länder keineswegs gesichert ist - doch noch deutsche Mitbewerber und 

Verbraucherverbände klagebefugt wären. Wären sie es, auch das muss erst einmal 

nach ausländischem Recht ermittelt werden, dann müsste das materielle 

Lauterkeitsrecht ermittelt werden, und dass das alleine schon aufgrund der 

Sprachbarriere sehr schwierig ist, hatte ich Ihnen dargestellt. Ich glaube, man sollte 

argumentieren, nicht jemanden bösen Willen oder keine Mitwirkungsbereitschaft 

unterstellen, aber in der Praxis würde zu erwarten sein, dass ausländische 

Behörden, denen es sicherlich nicht das dringlichste Anliegen ist, dass die Anfragen 

dort trotz Informationsbereitstellung einige Zeit brauchen würden. Wenn ich zwei 
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Aspekte hinzufügen darf. Es ist gefallen, dass das Herkunftslandprinzip einer 

Primärfreiheit entsprechen würde, da meine ich nicht, dass man das so sehen kann. 

Ich würde nicht argumentieren, dass eine Vertragsänderung des Primärrechts 

erfolgen müsste. Angesprochen ist möglicherweise die Warenverkehrsfreiheit. Das 

ist ein anderes Prinzip. Nach Art. 28 sind mengenmäßige Beschränkungen verboten, 

dafür gibt es dann wieder Rückausnahmen in Artikel 30. Diese Warenverkehrsfreiheit 

gilt nur unter Beachtung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, unter Beachtung 

der gewerblichen Schutzrechte und nach der „Cassis-Rechtsprechung“ dürfen 

zwingende Erfordernisse des Nationalstaates durchaus zur Geltung gebracht 

werden, um die Warenverkehrsfreiheit zu beschränken. Das fehlt beim 

Herkunftslandprinzip. Das ist ein ganz anderes, ganz grob strukturiertes Prinzip, 

wenn Sie mir erlauben, dass ich das überspitzt sagen darf. Das Herkunftslandprinzip 

ist ein Prinzip, und damit wäre die Richtlinie ein Rechtsakt, der mit einem Mal 

deutsches Recht personalbeschränkt für ausländische Anbieter zum Wegfall bringt 

und bei uns ein in weitem Umfang unbekanntes Recht importiert. Das ist die 

Grundlage des Herkunftslandprinzips und das hat mit Grundfreiheiten als solches 

nicht zu tun. Es gilt die Dienstleistungsfreiheit, es gilt die Niederlassungsfreiheit – 

keine Frage, aber natürlich entsprechend den jeweiligen nationalen Bestimmungen. 

Ich darf mir vielleicht erlauben, einen zweiten Punkt hinzuzufügen. Im Recht des 

unlauteren Wettbewerbs geht es um Deliktsrecht, deliktähnliches Recht zumindest. 

Bei Deliktsrecht war es seit jeher anerkannter Grundsatz, dass das Marktortprinzip 

gilt. Es gilt in der Zuständigkeitsverordnung in Artikel 5 Ziffer 3 das Marktortprinzip, 

es gilt nach den nationalen Rechten nach anerkannter Meinung im UWG das 

Marktortprinzip. Wo die wettbewerblichen Interessen aufeinander stoßen, nach 

dieser Rechtsordnung muss ich mich richten. Es gibt einen sehr alten Spruch: „If you 

are in Rome, do like the Romans do.“ Also da gibt es eine rechtlich historische 

Verwurzelung, dieses Marktortprinzip eingreifen zu lassen. Wir sind außerhalb des 

vertraglichen Bereichs. Es geht nicht darum, dass Parteien Recht vereinbaren 

können, so dass auch der Grund dafür spricht, nicht mit dem sehr grob geschnitzten 

Instrument des Herkunftslandprinzips vorzugehen, sondern es hier bei der 

Harmonisierung zu belassen. Letzter Punkt. Dr. Scheel hat angesprochen, dass im 

UWG eine Harmonisierung bevorstünde. Das ist richtig. Die Richtlinie über unlautere 

Geschäftspraktiken steht unmittelbar vor der Verabschiedung, nach allem was man 

hört. Diese Richtlinie führt nur zu einer Teilharmonisierung. Sie erfasst z. B. nicht den 
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gesamten B-to-C-Bereich. Es besteht also eine große Lücke. Es gibt insoweit keinen 

harmonisierten Bereich. Erstens. Zweitens. Die Richtlinie „Unlautere 

Geschäftspraktiken“ ist eben nur eine Richtlinie. Sie bedarf der Umsetzung. Sie kann 

auch mit Umsetzungsspielraum gegebenenfalls umgesetzt werden und erübrigt 

deswegen nicht die Recherche. Es mag dann zwar eine harmonisierte Grundlage für 

einen Teilbereich geben, B-to-C wird nicht erfasst, aber wie dieser Teilbereich 

ausgefüllt ist, ist auch keineswegs sicher. Drittens – darf man sich auch mal die 

Frage stellen, wozu eigentlich das Herkunftslandprinzip gebraucht wird, wenn man 

ohnehin auf einen harmonisierten Bereich sich bewegt. Auch dann muss erst recht 

das Marktortprinzip gelten. Wo ist die Beschwerde gerechtfertigt, dass derjenige 

lamentieren kann, dem man erwidern kann, er bewegt sich auf harmonisiertem 

Bereich? Gegebenenfalls, wenn er angegriffen wird, kann er geltend machen, dass 

er auf einer Rechtsgrundlage angegriffen wird, die nicht EU-konform ist, aber es ist 

ihm ohne weiteres zumutbar, auf diesem harmonisierten Bereich sich am Marktort 

daneben zu stellen. Vielen Dank. 

 

Vorsitzender Dirk Manzewski: Herr Dr. Keller, ganz kurz eine Nachfrage. Teilen Sie 

eigentlich die Bedenken von Herrn Prof. Köhler, dass Sie sagen, auch Sie würden 

davon ausgehen, dass die Herkunftsländer schon gar kein Interesse an einer 

Kontrolle hätten? 

 

SV Dr. Erhard Keller: Es ist eine Erwartung, die ich hätte, aber ich meine, dass diese 

Erwartung gerechtfertigt ist. Ich hätte keinen Anhalt etwas anderes anzunehmen.  

 

Andrea Astrid Voßhoff (CDU/CSU): Würden Sie dann auch die von Herrn Scheel 

vorhin ausgeführten Instrumente, also die Zusammenarbeit der Behörden 

untereinander und Meldungen an die EU und möglicherweise entsprechende 

Sanktionen, nicht als zielführend oder hilfreich ansehen? 

 

SV Dr. Erhard Keller: Ich kann mir nicht vorstellen, Frau Voßhoff, auch das ist eine 

Erwartung, die ich ausspreche, dass das jeweils ganz dringende prioritäre Anfragen 

wären. Vor allem ist es doch den Behörden nicht erlaubt. Sie dürfen allgemeine 

Auskünfte geben, allgemein über die Rechtslage unterrichten und allgemeine 

Informationen über die allgemein zur Verfügung stehenden Rechtsbehelfe erteilen, 
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aber eine konkrete Beurteilung, ob zum Beispiel eine Werbung irreführend ist, oder 

ob sie behindernd ist im Sinne unseres neuen Artikel 4 Nr. 10, diese Beurteilung darf 

die Behörde gar nicht geben, wird wohl auch nicht bereit sein, sie im einzelnen 

konkreten Fall zu geben, der doch immer sehr von den Umständen des einzelnen 

Falles abhängig ist.  

 

Vorsitzender Dirk Manzewski: Frau Kollegin Laurischk. 

 

Sibylle Laurischk (FDP): Ich hab doch noch an Herrn Dr. Keller und Herrn Prof. Wolf 

folgende Frage: Wie beurteilen Sie die Möglichkeit angesichts dieser Vielzahl von 

Einwänden, dass sich Parteien nach Artikel 17 Nr. 20 auf die Flucht in die 

Rechtswahl begeben könnten? Sozusagen sich eine besonders angenehm 

erscheinende Rechtsgrundlage suchen, so dass sich tatsächlich ein Ausweg ergibt? 

 

Vorsitzender Dirk Manzewski (SPD): Herr Keller, Sie waren gerade so schön dran. 

Vielleicht fangen Sie gleich wieder an. 

 

SV Dr. Erhard Keller: Frau Voßhoff, ich bitte Sie sehr um Nachsicht. Ist die Frage die, 

ob sich die Parteien im Bereich des Lauterkeitsrechts auf die Ausnahme, die hier in 

Artikel 17 vom Herkunftslandprinzip Nr. 20 berufen könnten? Ich bin am überlegen 

darüber, ob diese Ausnahmebestimmung für den Bereich des Lauterkeitsrechts eine 

Bedeutung haben kann. Lauterkeitsrecht ist Deliktsrecht, es ist kein vertragliches 

Recht. Für die normalen Fälle der Unlauterkeit wird dieses Beispiel nicht eingreifen. 

Es mag Fälle geben, auch Lauterkeitsrecht hat irgendwelche Vertragsfragen, 

Vertragsstrafen oder solche Dinge. Wenn jemand eine Unterwerfungserklärung 

abgibt, da überlege ich jetzt, wer eingreifen könnte. Ich glaube, das wären dann 

jeweils Ausnahmen, die eigentlich für das Bild vernachlässigbar sind. 

 

Vorsitzender Dirk Manzewski: Herr Prof. Wolf. 

 

SV Prof. Dr. Christian Wolf: Wenn Sie das rein auf das Lauterkeitsrecht beziehen, 

kann man es relativ einfach beantworten, denn mit meinem Mitbewerber und das 

steht vom Vertrag da, den ich durch wettbewerbswidriges Verhalten oder 

lauterkeitswidriges Verhalten schädige, werde ich vorher nicht einen Vertrag 
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schließen können, um mich einer anderen Rechtsordnung zu unterstellen, wo ich ihn 

eher mit unlauteren Methoden schädigen kann. Insofern, wenn es nicht um 

vertragliche Beziehungen geht, ist dies keine Möglichkeit. Die Rechtswahl als 

einseitiges Instrumentarium zu wählen, dann wäre es wohl in der Tat ein Vertrag zu 

Lasten Dritter, nämlich der Mitwettbewerber. Also insofern sehe ich in der 

Bestimmung nicht die großen Probleme. Aber, wenn Sie es so wollen, was wieder 

das Problem ist, ist die Schlichtheit der Regelung. Was ist zum Beispiel mit dem 

ordre-public-Vorbehalt?  

 

Vorsitzender Dirk Manzewski: Dankeschön, gibt es weitere Fragen von den 

Kolleginnen und Kollegen? Dann habe ich noch eine Abschlussfrage an alle, die 

relativ kurz zu beantworten ist. Wenn ich sagen würde, IPR und Lauterkeitsrecht 

herausnehmen vom Herkunftslandprinzip – würden Sie das befürworten oder sagen, 

das hilft aber nicht viel weiter? Vertreten sie die Auffassung, dass das 

Herkunftslandprinzip insoweit herausgenommen oder geändert werden müßte? 

 

SV Prof. Dr. Wolfgang Ewer: Ich verstehe davon nichts. Entschuldigung. Ich bin für 

das öffentliche Recht zuständig und habe vom Lauterkeitsrecht nur eine sehr vage 

Vorstellung. 

 

SV Lothar Jünemann: Ich würde grundsätzlich für die Beibehaltung des 

Herkunftslandprinzips werben wollen und wollte noch einen Aspekt kurz ansprechen, 

der bei der ganzen Diskussion und Erörterung vorhin ein bisschen untergegangen zu 

sein schien. Und zwar der, das bitte an den deutschen Staatsgrenzen auch nicht die 

dritte Welt beginnt. Wir reden hier von Nachbarn, von EU-Staaten, die auch ganz 

erhebliche und ganz ordentliche Standards haben. Sei es bei ihren freien Berufen, 

sei es den sonstigen Dienstleistungserbringern. Das ist ja nicht so, dass man große 

Befürchtungen haben muss, sobald man die deutschen Grenzen verlässt. Was das 

Lauterkeitsrecht offiziell angeht, komme ich zurück auf meine anfangs geäußerten 

Bedenken. Ich sehe das Problem vor allen Dingen in der prozessualen Durchsetzung 

und in der Notwendigkeit, das alles zum alsbaldigen Rechtsschutz und damit sehr 

schnell zu machen und sehe die Möglichkeit bei Anwendung des 

Herkunftslandprinzips eben nicht mehr als zuverlässig gegeben. Ich befürchte  
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deswegen, dass dort schlicht praktische Lücken im Rechtschutz entstünden und 

würde deswegen auch angesichts der Ausführungen der anderen Sachverständigen 

offen gesagt eher dafür plädieren, das Lauterkeitsrecht dort herauszunehmen, aber 

ansonsten schon beim Herkunftslandprinzip zu bleiben. 

 

SV Dr. Erhard Keller: Ganz eindeutige Antwort. Das Lauterkeitsrecht sollte 

herausgenommen werden. Es ist systemwidrig, dass es dem Herkunftslandprinzip 

unterfällt. Dazu muss man nicht die Auffassung vertreten, dass außerhalb der 

Grenzen Deutschlands – die Diskussion ist viel übergreifender, wir reden nicht nur 

von Deutschland – dass dort Dritte-Welt-Verhältnisse gelten würden, aber es geht 

darum, dass man einfach auf fremden Rechtsordnungen keinen effektiven 

Rechtsschutz begründen kann. Es ist im Übrigen eine Forderung der GRUR, weiter 

in der materiellen Harmonisierung zu machen. Das ist doch gar keine Frage. Aber 

nicht bitte in dieser Art und Weise. Was wir brauchen, ist eine umfassendere 

Harmonisierung. Deswegen eindeutig, Lauterkeitsrecht bitte herausnehmen, den 

Einfluss geltend machen, den man dazu hat. Zu IPR kann ich leider nichts sagen. 

 

SV Prof. Dr. Helmut Köhler: Man sollte das Lauterkeitsrecht herausnehmen, weil es 

sonst zu einer Rechtsschutzverweigerung käme und vor allen, weil es auch zu einer 

sehr großen Kostensteigerung, was die Bürokratie und die Gerichte angeht, käme. 

Es würde immer mehr Personal beschäftigt werden müssen. 

 

SV Prof. Dr. Peter Mankowski: Erstens Lauterkeitsrecht - ja - heraus auch noch aus 

einem Grund, der bisher noch gar nicht angesprochen wurde. Das 

Herkunftslandprinzip ist gerade heraus gefallen aus der Lauterkeitsrichtlinie. Was 

wäre denn das für ein europäisches System, in dem wir aus der Spezialrichtlinie für 

B-to-C-Werbung herausnehmen, aber dann wieder für die Rückausnahme für 

Werbedienstleistungen hineinnehmen. Ein sehr merkwürdiges System. Zweitens. 

Herr Vorsitzender, ich hoffe, Sie mögen Peter Handke. Er hat ein schönes Stück 

geschrieben „Publikumsbeschimpfung“. Die Frage, ob man IPR aus dem 

Herkunftslandprinzip herausnehmen sollte, ist falsch gestellt. IPR besteht aus 

Kollisionsnormen, das Herkunftslandprinzip ist eine Kollisionsnorm. Soweit es den 

privatrechtlichen Bereich berührt, ist es IPR. Man kann das nicht aus dem 

herausnehmen. Das passt überhaupt nicht. Es wäre eben eine besondere 
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Kollisionsnorm, die quer liegt zu den anderen allgemeinen Kollisionsnormen, wie sie 

gerade mit den Verordnungen ROM I und insbesondere ROM II entstehen. 

Schlussplädoyer. Ja, Abschied vom Herkunftslandprinzip. Möge die 

Lauterkeitsrichtlinie und ihrem Verzicht auf das Herkunftslandprinzip das 

Sterbeglöckchen auch bei der Dienstleistungsrichtlinie geläutet haben.  

 

SV Dr. Kurt Christian Scheel: Erstens: IPR, ich schließe mich den Ausführungen 

meines Vorredners, Herr Prof. Mankowski, ausdrücklich an. Wir halten die 

Regelungen, wie sie in ROM I und ROM II entstehen, für sachgerechter. Zweitens: 

Lauterkeitsrecht. Der BDI und alle europäischen Industrieverbände aus anderen 

Mitgliedstaaten haben, schon als es um die UCP-Richtlinie ging, gefordert, das 

Herkunftslandprinzip vorzusehen. Wir sind nicht zufrieden damit, dass das 

gescheitert ist und halten das Herkunftslandprinzip deswegen zumindest für den 

Bereich, in dem es nicht durch die UCP-Richtlinie zu einer Harmonisierung des 

materiellen Wettbewerbsrecht kommt, für sinnvoll und angemessen, um den 

Unternehmen als Marktbürgern die Wahrnehmung ihrer im Primärrecht verankerten 

Dienstleistungsfreiheit zu gestatten unter den gegebenen Voraussetzungen, das 

versteht sich von selbst. Aber im Grundsatz natürlich – ja. 

 

SV Dr. Thomas Westphal: Mir geht es so ähnlich wie Herrn Prof. Dr. Ewer. Ich bin in 

meiner anwaltlichen Praxis auf allen Gebieten tätig, aber nicht im Bereich des IPR 

und auch nicht des Lauterkeitsrechtes. Aber wenn ich mir von der praktischen Seite 

her mir das vor Augen halte, was hier geschildert worden ist, dann würde ich schon 

dafür plädieren, das Lauterkeitsrecht aus dem Herkunftslandprinzip heraus zu 

nehmen. Einfach weil es sonst praktisch zu einer Rechtsschutzverweigerung kommt.  

 

SV Prof. Dr. Christian Wolf: Die Argumente, die gegen das Herkunftslandprinzip im 

Lauterkeitsrecht sprechen, haben mich überzeugt. Nur, wenn es jetzt die letzte 

Runde ist, wollte ich den Fokus auf diese strafrechtlichen Blankettvorschriften legen, 

denn da scheint mir die Hauptcrux der Dienstleistungsrichtlinie zu liegen.  

 

Vorsitzender Dirk Manzewski: Meine Damen und Herren, ich danke Ihnen ganz 

herzlich, dass Sie doch relativ kurzfristig auf die Einladung hierher gekommen sind. 

Noch mehr danke ich denen, die es geschafft haben, uns im Vorfeld Stellungnahmen 
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Zusammenstellung der Stellungnahmen 
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